
2021
Im Einsatz für die  

Bürgerinnen und Bürger

2021 | Geschäftsbericht des Bundes der Steuerzahler Hessen e.V.  � www.steuerzahler-hessen.de

An
ge

lik
a 

St
eh

le

Geschäftsbericht



5 
6
6
7
7
8 
9
9
10
10 
11
12
12
13
13

15
17

19

23
24
25
29
30
31
32
33

35
36
37
38
39

					


 







 




 




 











   

 
   





 






Joachim Papendick
Vorstandsvorsitzender

Annerose Warttinger
Mitglied des Vorstands

Der VorstandDer BdSt schafft Transparenz
und fördert die Demokratie
Seit 1949 sorgt der Bund der Steuerzahler auf vielfältige Weise für 
mehr Transparenz im Bereich der öffentlichen Finanzen. Mit unseren 
zahlreichen für Jedermann kostenlos erhältlichen Serviceleistungen
und Informationen rund um das Steuerrecht tragen wir dazu bei, dass 
die Menschen besser wissen, welche steuerlichen Rechte und Pflich-
ten sie haben. Das stärkt das Verständnis und verbessert das Klima 
zwischen Bürger und Finanzverwaltung. 

Wir beobachten und dokumentieren sehr genau die Entwicklung der 
öffentlichen Haushalte und der steuerlichen Belastung der Bürger 
und Unternehmen. Der Staat muss gebremst werden, wenn ihm die 
öffentlichen Haushalte aus dem Ruder laufen, wenn er Verschwen-
dung nicht verhindert, wenn er die Verschuldung ins Uferlose steigen 
lässt und wenn er Bürger und Wirtschaft mit zu hohen Steuern und 
Abgaben überfordert. Deshalb dokumentieren wir z.B. nicht nur die 
seit Jahren stark ansteigenden Hebesätze der Kommunalsteuern, 
sondern wir zeigen gleichzeitig auch mögliche Alternativen zu Steuer-
erhöhungen auf. Aufgabe der Kommunalpolitiker ist es dann, gemein-
sam mit ihren Bürgern die besten Lösungen für ihre Gemeinde auszu-
wählen. 

Steuergeldverschwendung trägt ganz besonders zur Politikverdros-
senheit bei, weil die Menschen zu recht nicht akzeptieren, wenn ihre 
Steuergelder unwirtschaftlich verwendet werden und dann Mittel für 
wichtige Aufgaben fehlen. Mit der Recherche und Veröffentlichung 
von Verschwendungsfällen und mit dem Aufzeigen von typischen 
Fehlentwicklungen wollen wir dazu beitragen, dass ähnliche Fehler in 
Zukunft vermieden werden.

Wir im Bund der Steuerzahler schützen mit unserer Arbeit nicht nur 
die Interessen der Steuerzahler vor dem Staat. Wir sorgen auch dafür, 
dass das Vertrauen in den Staat wieder wächst. Und wir appellieren 
an jeden einzelnen Bürger, sich im Rahmen seiner Möglichkeiten in 
die Gemeinschaft einzubringen. All das bedeutet Förderung der De-
mokratie. Und deshalb ist der Bund der Steuerzahler zu recht als ge-
meinnützig anerkannt.

Heute finanzieren bundesweit fast 200.000 Mitglieder, davon mehr 
als 12.000 in Hessen, ihren Bund der Steuerzahler. Allen Mitgliedern 
und allen, die im Bund der Steuerzahler Hessen Verantwortung tra-
gen, sagt der Vorstand herzlichen Dank. Dass sie sich alle auf ihren 
Bund der Steuerzahler verlassen können, belegt dieser Geschäftsbe-
richt.

Silvia Diemer-De Schepper
Stellvertretende Vorsitzende
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Wenn es um die finanzielle Situation des Landes und seiner Kommunen geht, ist der BdSt Hessen der 
richtige Ansprechpartner. Vorstand und Referenten ordnen Dinge ein, nehmen Stellung gegenüber 
Parlament und Öffentlichkeit, kontrollieren Politik und Verwaltung, erarbeiten fundierte Vorschläge 
und führen Gespräche mit Politik, Verwaltung und Verbänden. Im Blick haben sie dabei immer die 
Interessen aller Steuerzahlerinnen und Steuerzahler.

Öffentliche Finanzen
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Im zweiten Pandemiejahr hatte Hessen angesichts monatelanger 
Lockdowns, staatlicher Hilfsprogramme und der Impfkampagne er-
neut mit hohen Kosten zu kämpfen. Der Weg zur Bewältigung der 
Krise über das sogenannte Sondervermögen blieb umstritten. Dass 
dieses Instrument im Herbst vom Hessischen Staatsgerichtshof für 
verfassungswidrig erklärt wurde, bestätigte Kritiker wie den BdSt 
Hessen und war eine gute Nachricht für die Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler. Doch die Herausforderungen blieben riesig.

Finanzminister mit seiner Strategie gescheitert 
Auch wenn Finanzminister Michael Boddenberg nach dem Urteil 
am 27. Oktober beschönigend von einer „Reihe von wertvollen Hin-
weisen“ des Gerichts sprach, stellten die Richter doch eindeutig 
klar, dass das Sondervermögen gegen Grundsätze des Haushalts-
verfassungsrechts und gegen das Budgetrecht des Landtags ver-
stößt. Außerdem widerspreche die Ermächtigung zur Kreditauf-
nahme dem Verbot der Neuverschuldung, weil nicht deutlich ge-
nug begründet wurde, dass die Maßnahmen geeignet, erforderlich 
und angemessen sind, um die durch die Pandemie entstandene 
Notsituation zu bewältigen. Damit hat das höchste hessische Ge-
richt die Kritik des BdSt Hessen am Sondervermögen in vollem Um-
fang bestätigt.

Sondervermögen ermöglichte intransparente Schuldenpolitik 
Mit dem kreditfinanzierten Sondervermögen hatte sich Schwarz-
Grün 2020 die Möglichkeit gegeben, neben dem normalen Landes-
haushalt bis Ende 2023 zusätzlich bis zu 12 Mrd. Euro Schulden 
aufzunehmen. Der BdSt Hessen hatte diesen Weg von Anfang an 
als Schattenhaushalt kritisiert. Die pandemiebedingten Mehraus-
gaben und Steuerausfälle sollten lieber im Rahmen normaler Haus-
halte und eventueller Nachtragshaushalte finanziert werden. Das 
wäre deutlich transparenter gewesen, schließlich sah die Konstruk-
tion des Sondervermögens vor, dass die einzelnen Maßnahmenpa-
kete lediglich im Haushaltsausschuss freigegeben werden müssen.

Schuldenaufnahme von Pandemieentwicklung entkoppelt 
Das Sondervermögen ermöglichte der Regierungsmehrheit die gi-
gantische Schuldenaufnahme völlig unabhängig vom weiteren 
Verlauf der Pandemie und der Konjunktur. Dass Schätzungen über 
Steuerausfälle und Mehrbedarfe im Zusammenhang mit Corona 
äußerst schwierig sind, zeigte schon das Jahr 2020. Damals belief 

Krisenbewältigung mit Verfassungsbruch
Hessen sucht nach Wegen aus der Krise / Sondervermögen gescheitert

sich die gesamte Nettokreditaufnahme für das Land Hessen (Kern-
haushalt + Sondervermögen) im Jahresabschluss auf 2,3 Mrd. Euro. 
Geplant waren jedoch 5,7 Mrd. Es blieb unklar, wieso man sich aus-
gerechnet auf die Obergrenze von 12 Mrd. festgelegt hatte.

Schattenhaushalt ermöglichte Koalitionsprojekte ohne Abstriche 
Vermutlich sollten mithilfe des Sondervermögens die Zielsetzun-
gen des Koalitionsvertrags auch in der Krise ohne Abstriche umge-
setzt werden. Der damit geschaffene Handlungsspielraum verführ-
te aus Sicht des BdSt Hessen auch zur Finanzierung von Projekten 
ohne direkten Corona-Bezug (siehe S. 6). Durch die Auslagerung 
aus dem Haushalt entfiel für die Landesregierung die notwendige 
Schwerpunktsetzung. Einsparungen waren offenbar nicht beab-
sichtigt. Der hessische Steuerzahlerbund hält es aber auch in 
schwierigen Zeiten für notwendig, Ausgaben zu hinterfragen und 
Schwerpunkte zu setzen. Das war in Hessen 2021 nicht erkennbar.

Personalausbau belastet Zukunft 
Bei der nötigen Stabilisierung der Landesfinanzen sorgt eine Ent-
wicklung für zusätzliche Herausforderungen, die schon lange vor 
der Pandemie begann: Nach einigen Jahren der sparsamen Haus-
haltsführung hat Hessen 2016 begonnen, seinen Personalbestand 
massiv auszubauen. Zwischen 2015 und 2020 stieg die Zahl der 
Beschäftigten des Landes von knapp 159.000 auf über 172.000, 
also um mehr als 13.000 Personen. Das blieb nicht ohne Folgen: In 
der Bilanz des Landes wurden die Verpflichtungen durch künftige 
Pensionen und Beihilfen 2021 mit fast 96 Milliarden Euro angege-
ben, dem stand eine Pensionsrücklage von wenig mehr als vier Mil-
liarden gegenüber. Diese Lücke ist eine erhebliche Belastung für 
künftige Generationen.

Hohe Steuereinnahmen richtig nutzen! 
Positiv stimmte immerhin die Entwicklung der Steuereinnahmen 
des Landes. Die gingen zwar im ersten Pandemie-Jahr 2020 um 1,3 
Milliarden Euro zurück, lagen aber immer noch leicht über dem Ni-
veau von 2018. Für 2021 erwartete das Land mit 23 Milliarden Euro 
einen neuen Rekord und in den Folgejahren einen stetigen Zu-
wachs. Auch wenn die Werte noch unter der sehr optimistischen 
Prognose der Vor-Corona-Zeit liegen, ist das eine solide Grundlage 
für die Gesundung der Landesfinanzen – wenn man sie denn ernst-
haft angeht.
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Finanzminister Michael 
Boddenberg verteidigte 
sein Sondervermögen 
bis zum Schluss. Vor Ge-
richt musste er eine 
empfindliche Niederla-
ge einstecken.

M
ar

iu
s S

ch
m

itt
 / 

H
M

dF

5Geschäftsbericht 2021

Öffentliche Finanzen



Im Sommer 2021, ein Jahr nach der Einführung des Sondervermö-
gens zur Finanzierung der Lasten aus der Corona-Pandemie, zog 
der BdSt Hessen eine kritische Bilanz des Schattenhaushalts. Ne-
ben der Hauptkritik, dass die Finanzierung über reguläre Haushal-
te der bessere Weg gewesen wäre, stieß dem Verein auch auf, dass 
einige Projekte nichts oder nur am Rande mit der Pandemie und 
der wirtschaftlichen Erholung zu tun hatten.  
 
Für Sondervermögen Schuldenbremse ausgehöhlt 
Der BdSt Hessen hatte sich bereits vor der Einrichtung des Sonder-
vermögens kritisch zu Wort gemeldet. So konnte der Verein von Be-
ginn an keine Notwendigkeit für das Sondervermögen erkennen 
(siehe S. 5). Andererseits wurde im Zuge der Beschlüsse zum Son-
dervermögen im Landtag die in der Verfassung verankerte Schul-
denbremse ausgehöhlt. Vorher war ein Abweichen von der Schul-
denbremse nur mit Zweidrittelmehrheit möglich gewesen, nun 
reicht nach dem geänderten Begleitgesetz zur Schuldenbremse die 
einfache Mehrheit des Landtags. Der BdSt Hessen sah dadurch 
langfristig die Wirksamkeit und damit den unbestrittenen bisheri-
gen Erfolg der Schuldenbremse gefährdet. 

Mit „vollen“ Händen ausgegeben
Sondervermögen-Projekte oft ohne Pandemiebezug

Appell für Landtags-Wahlrechtsreform erneuert 
Zu Jahresbeginn hat der BdSt Hessen den Landtag aufgefordert, 
die schriftliche Anhörung des Innenausschusses als Basis für eine 
zügige Wahlrechtsreform zu nutzen. Die Stellungnahmen zeigten, 
dass zahlreiche Experten Handlungsbedarf sahen. Seit der 
Landtagswahl 2018 ist das Parlament mit 137 Abgeordneten so 
groß und damit auch so teuer wie noch nie. Aus Sicht des 
hessischen Steuerzahlerbunds sollte ein neues Wahlrecht im 
Idealfall so gestaltet sein, dass Überhang- und Ausgleichsmandate 
unabhängig vom Wahlergebnis ausgeschlossen oder zumindest 
sehr unwahrscheinlich sind und der Landtag wieder 110 
Abgeordnete hat. Da die zufällige Vergrößerung von 

hauptamtlichen Parlamenten zu deutlichen Akzeptanzproblemen 
bei den Wählerinnen und Wähler sowie beachtlichen Mehrkosten 
für die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler führt, sieht der BdSt 
Hessen dringenden Handlungsbedarf. Dass der Landtag im 
Jahresverlauf  mehrheitlich keine Notwendigkeit für eine 
Wahlrechtsreform sah, nahm der hessische Steuerzahlerbund 
enttäuscht auf. Mit der Ablehnung zweier Gesetzentwürfe ohne 
dass eine Alternative aufgezeigt wurde, hat sich der Landtag 
eindeutig gegen die Begrenzung auf die eigentlich vorgesehenen 
110 Sitze entschieden. Der Reformbedarf wurde einfach ignoriert. 
Damit dürfte ein XXL-Landtag künftig die Regel sein.

Zu pandemiefernen Ausgaben verführt 
Der durch bestehende Ermächtigung zur Kreditaufnahme bis zu 
12. Mrd. Euro bei gleichzeitig geringerem Mittelbedarf für Steuer-
ausfälle und Mehrausgaben entstandene Handlungsspielraum ver-
führte aus Sicht des hessischen Steuerzahlerbunds zur Finanzie-
rung von Projekten, die keinen Bezug zu Corona haben. Bereits 
2020 hatte der Verein z.B. die Finanzierung zur Stärkung des Eigen-
kapitals der mehrheitlich landeseigenen Unternehmensgruppe 
Nassauische Heimstätte / Wohnstadt (NHW) in Höhe von 200 Mio. 
Euro oder die energetische Sanierung der Forsthäuser von Hessen-
Forst kritisiert. Teilweise haben die Pandemie und die daraus resul-
tierenden Herausforderungen die bisherigen Defizite lediglich of-
fengelegt, nicht aber verursacht. Dabei kann es sich um berechtigte 
politische Anliegen handeln. Allerdings ergibt sich hierfür keine 
überzeugende Rechtfertigung aus der Corona-Pandemie und damit 
zur Finanzierung aus dem Sondervermögen statt im regulären 
Haushalt. Durch die Auslagerung solcher Projekte aus dem Haus-
halt entfällt für die Landesregierung die notwendige Schwerpunkt-
setzung und Priorisierung. An Einsparungen an anderer Stelle hat 
offenbar niemand gedacht.

Vom 15. Juli 2021 bis  
9. Januar 2022 war die his-

torische Schuldenuhr des 
BdSt Hessen Teil einer Aus-

stellung zu 75 Jahren Hessi-
scher Landesverfassung im 
Vonderau-Museum Fulda. 
Sie verdeutlicht, warum es 

so wichtig war, die Schul-
denbremse in die Verfas-

sung aufzunehmen.
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Zum Jahresende flammte angesichts der 
anhaltenden Corona-Pandemie die Diskus-
sion um die Zukunft des Hessentags wieder 
auf. In Haiger, wo das Landesfest 2022 ge-
feiert werden sollte, und in Pfungstadt, das 
2023 an der Reihe wäre, wurde diskutiert, 
den Ausrichter-Status aus finanziellen 
Gründen zurückzugeben. Der BdSt Hessen 
sah dies als Bestätigung seiner langjähri-
gen Kritik am längsten und teuersten Lan-
desfest Deutschlands. 
 
Pandemie als Anlass zur Reform nehmen 
Seit Jahren kritisiert der Verein die immen-
sen Kosten des Hessentags, die sich durch 
Corona weiter verschärfen könnten. Die Hil-
ferufe aus Haiger und Pfungstadt riefen in 
Erinnerung, dass der Hessentag insbeson-
dere für kleinere Kommunen längst kein 
Grund zum Feiern mehr ist! Der BdSt Hes-
sen forderte das Land auf, davor nicht die 
Augen zu verschließen und sein Konzept 
endlich gründlich abzuspecken. Wie in vie-
len Be-reichen auch, sollte die Pandemie 
zum Anlass genommen werden, ausgetre-
tene Pfade zu verlassen.  

Hessentags-Hilferufe aus Haiger und Pfungstadt
Millionen-Kosten werden weiter steigen 
Zwar richtet sich die BdSt-Kritik nicht gegen 
den Hessentag als solchen, doch die dafür 
aufgewendeten Summen müssen endlich 
deutlich gesenkt werden. Was in den 
1960er Jahren als bescheidenes Fest an ei-
nem Wochenende begann, ist bis zum Aus-
bruch der Pandemie zu einer zehntägigen 
Party ausgeufert, die aus unterschiedlichen 
öffentlichen Kassen mit rund 20 Millionen 
Euro subventioniert wurde. Durch höhere 
Sicherheits-, Hygiene- und Lohnkosten 
könnte sich das weiter steigern. Für den 
BdSt Hessen ist es allerhöchste Zeit, dass 
man sich wieder auf die Wurzeln des Hes-
sentags besinnt! Schließlich handelt es sich 
längst nicht mehr um ein heimeliges Fest 
zur Stärkung der hessischen Identität, son-
dern um ein millionenschweres, glitzerndes 
Unterhaltungs-Event mit austauschbaren 
Kirmesbuden und Konzerten internationa-
ler Stars ohne jeglichen Bezug zur Region. 
 
Kleiner und kürzer feiern 
Dieser Gigantismus muss beendet werden, 
indem entweder kürzer oder in einem an-

deren Turnus gefeiert wird – so wie es alle 
übrigen Bundesländer vormachen. Bei-
spielsweise ist der Rheinland-Pfalz-Tag auf 
ein Wochenende beschränkt und Nord-
rhein-Westfalen sowie Thüringen kommen 
sogar mit einem dreitägigen Fest im Zwei-
Jahres-Rhythmus aus. 

Hessischer Landtag, Kanzlei - H. Heibel, 2009

Wahlkampf auf Steuerzahlerkosten?
Fraktions- und Parteiarbeit oft nicht sauber getrennt
Der erbittert geführte Wahlkampf zum Ci-
tybahn-Bürgerentscheid in Wiesbaden hat-
te ein Nachspiel: Eine umstrittene Face-
book-Anzeige der Landtagsfraktion von 
Bündnis 90/Die Grünen warf ein Schlag-
licht auf das grundsätzliche Problem der oft 
mangelhaften Trennung von Fraktions- und 
Parteiarbeit. 

Grüne Fraktion warb für „Ja“ zur Citybahn 
Ende Oktober 2020 warb die Grünen-Frakti-
on mit dem Facebook-Account @gruene-
hessen für ein „Ja“ beim Bürgerentscheid. 
Der Beitrag wurde zudem als kostenpflich-
tige Anzeige geschaltet. Daraufhin soll ein 
Hinweis beim Hessischen Rechnungshof 
eingegangen sein, weil der Verdacht auf un-
zulässige Verwendung von Steuermitteln 
bestand. Auch der BdSt Hessen wurde zu 
der Angelegenheit von Medien befragt.
 
Parteiwerbung auf Fraktionskosten illegal 
Laut Hessischem Fraktionsgesetz dürfen 

die Fraktionen ihre von den Steuerzahlern 
gewährten Mittel nur zur Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben und nicht für Zwecke der 
Parteien verwenden. Die Frage ist, ob hier 
statt wie behauptet Fraktions- doch eher 
Parteiaufgaben wahrgenommen wurden. 
Diese Frage muss der Rechnungshof klären. 
 
Fraktions- und Partei-PR trennen! 
Aus Sicht des hessischen Steuerzahler-
bunds verbirgt sich hinter dem Fall ein 
Grundsatzproblem. Sowohl bei Grünen als 
auch bei CDU und SPD haben Fraktion und 

Landespartei einen gemeinsamen Face-
book-Auftritt, in anderen Netzwerken ist es 
ähnlich. So ist nicht direkt erkennbar, wer 
von beiden für Beiträge verantwortlich ist 
und wessen Personal diese erstellt hat. Ge-
nerell sollten Parteien und Fraktionen ihre 
Öffentlichkeitsarbeit deutlich voneinander 
abgrenzen, das gilt auch für Auftritte in so-
zialen Netzwerken. Der BdSt Hessen rief 
dazu auf, die Diskussion zum Anlass zu 
nehmen, die Auftritte zu trennen. 

Auch anderswo kein Unrechtsbewusstsein 
In ähnlichen Fällen sind auch schon andere 
Parteien in die Kritik geraten. Zum Beispiel 
soll der 2021 für den Bundestag kandidie-
rende FDP-Landtagsabgeordnete Jürgen 
Lenders Portokosten für Briefe an FDP-Par-
teimitglieder über eine Kostenpauschale 
für Abgeordnete abgerechnet haben, was 
nicht erlaubt wäre. Auch in diesem Fall for-
derte der BdSt Hessen öffentlich eine Tren-
nung der Arbeit von Partei und Fraktion.
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► �Ein Video zeigt mehr zu Preis 
   und Preisträgern:
   https://youtu.be/y1lVSYbiT3U

Preiswürdig: Weil im 
Erdgeschoss dieser 
Mühlheimer Flücht-
lingsunterkunft ein Kin-
dergarten unterge-
bracht wurde, konnte 
Leerstand vermieden 
und Geld gespart wer-
den.St
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Zum siebzehnten Mal verliehen der BdSt 
Hessen und der Hessische Städte- und Ge-
meindebund (HSGB) Ende Januar 2021 den 
Spar-Euro. Damit werden Städte, Gemein-
den oder Landkreise geehrt, die durch wirt-
schaftliches Verhalten der Verwaltung, die 
Förderung des bürgerschaftlichen Engage-
ments oder durch interkommunale Zusam-
menarbeit positive Beispiele geben. Wegen 
der Corona-Pandemie musste zwar die öf-
fentliche Preisverleihung ausfallen, die 
Sparleistungen der Kommunen sollten 
gleichwohl angemessen gewürdigt werden. 
 
Mühlheim kombinierte zwei Nutzungen 
Mühlheim am Main (Landkreis Offenbach) 
erhielt einen Spar-Euro, weil es der Stadt 
gelungen ist, den dringenden Bedarf an 
Flüchtlingsunterkünften und Kindergarten-
plätzen miteinander zu verbinden. Im 
Herbst 2015 stand die Stadt wie viele ande-
re auch vor der Herausforderung, Unter-
bringungsmöglichkeiten für Flüchtlinge be-
reitzustellen. Daraufhin errichtete man ein 
Gebäude, das als Gemeinschaftsunterkunft 
vorgesehen war, aber schon damals ver-
schiedene Nachnutzungsmöglichkeiten 
vorsah. Als die Zahl der Geflüchteten zu-
rückging, kam der Vorteil der gewählten 
Konzeption zum tragen: Indem im Erdge-
schoss des dreistöckigen Gebäudes ein Kin-
dergarten entstand, konnte teurer Leer-
stand vermieden werden, während im Rest 
der Immobilie weiter Flüchtlinge unterge-
bracht sind. Aus Sicht der Jury ging die 
Stadt hierbei besonders nachhaltig und fle-
xibel mit öffentlichen Mitteln um. 
 
Fusion von Wahlsburg und Oberweser 
Mit dem Spar-Euro ausgezeichnet wurde 

auch der Prozess der Vereinigung von 
Wahlsburg und Oberweser zur neuen Ge-
meinde Wesertal (Landkreis Kassel). Die bis-
her eigenständigen Kommunen arbeiteten 
schon seit Jahrzehnten immer stärker zu-
sammen. 2017 lotete man mit einer Mach-
barkeitsstudie die Möglichkeiten einer ver-
tiefenden interkommunalen Zusammenar-
beit aus. Am Ende der Studie stand die 
Empfehlung zum vollständigen Zusam-
menschluss und die Gründung einer neuen 
Gemeinde. Dem stimmten nicht nur die 
beiden Gemeindevertretungen zu, sondern 
auch eine große Mehrheit der Bürgerinnen 
und Bürger. Durch die Fusion zum 1.1.2020 
wurde die neue Gemeinde nicht nur vom 
Land teilentschuldet, Wesertal kann in 
Summe mit weniger Stellen arbeiten, diver-
se Synergieeffekte realisieren und hat somit 
unter dem Strich deutlich mehr Handlungs-
spielraum. Die Jury würdigte mit dem Preis 
den Vorbildcharakter der erst zweiten frei-
willigen Gemeindefusion seit der Gebiets-
reform in den 1970er Jahren. 

Bürgerschafts-Engagement in Heidenrod 
Heidenrod erhielt den Spar-Euro für die För-
derung bürgerschaftlichen Engagements in 
der flächenmäßig größten Gemeinde im 
Rheingau-Taunus-Kreis. Aufgrund massiver 
Verschuldung und damit einhergehender 

Sparzwänge entschied man sich 2013, den 
Investitionsstau in den Dorfgemeinschafts-
häusern gemeinsam mit der Bevölkerung 
anzugehen. Die Gemeinde stellte das Geld 
für Material, mit dem dann Bürger notwen-
dige Arbeiten in Eigenleistung erbrachten. 
Darüber hinaus wurden Aufgaben wie Ra-
senmähen oder Heckenschnitt, die norma-
lerweise vom Bauhof oder Fremdfirmen 
übernommen wurden, an einsatzfreudige 
Ortsbeiräte oder Initiativen vergeben. Wei-
terhin engagieren sich zahlreiche Heidenro-
derinnen und Heidenroder in Genossen-
schaften und Vereinen, die das Fehlen 
hauptamtlicher Strukturen ausgleichen. Die 
Jury sah die Bewerbung als preiswürdig an, 
weil die Gemeinde Kosten spart, die Infra-
struktur verbessert und gleichzeitig die 
Identifikation der Bürgerinnen und Bürger 
mit ihrer Heimat stärkt. 
 
Jury wählte Sieger aus Bewerbungen aus 
Alle Preisträger erhielten je eine Plakette 
mit einem symbolischen Preisgeld von ei-
nem Euro sowie eine Urkunde. BdSt Hessen 
und HSGB hatten alle hessischen Städte, 
Gemeinden und Landkreise dazu aufgeru-
fen, sich mit ihren Projekten zu bewerben. 
Eine unabhängige Jury wählte schließlich 
die Preisträger aus. In der Jury haben neben 
Vertretern des BdSt Hessen und des HSGB 
Burkhard Köhler, Präsident des Steuerbera-
terverbands Hessen; Andreas Pittner, Ge-
schäftsführer der SV-Kommunal GmbH, ein 
Tochterunternehmen der SV-Sparkassen 
Versicherung; Claus Spandau, Leiter des 
Kompetenzzentrums interkommunale Zu-
sammenarbeit sowie Patricia Ortmann, 
Bürgermeisterin der Gemeinde Biebertal, 
mitgewirkt.

Spar-Euro für drei vorbildliche Projekte
Mühlheim am Main, Wesertal und Heidenrod für Sparsamkeit ausgezeichnet
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Kommunalfinanzanalyse der größeren Städte in Hessen 
Wenig Dramatik dank guter Krisenvorsorge
„Spare in der Zeit, dann hast Du in der Not“ – immer wieder 
mahnte der BdSt die öffentliche Hand mit diesem Hinweis, in Zei-
ten sprudelnder Steuereinnahmen vorzusorgen und Rücklagen für 
schlechte Zeiten zu bilden. Die jährlich vom BdSt Hessen durchge-
führte Kommunalfinanzanalyse der Städte mit mehr als 20.000 
Einwohnern („G59“) zeigte, dass viele Kommunen 2021 davon 
profitierten, ihre Finanzen in der zweiten Hälfte der 2010er-Jahre 
mit Hilfe des Landes auf gesunde Füße gestellt zu haben. 
 
Entschuldung und Vorsorge zahlen sich aus 
Damals haben die Städte und Gemeinden vor allem Liquiditätskre-
dite abgebaut und Rücklagen gebildet. Aus Sicht des BdSt Hessen 
war es richtig, dass die Kommunen 2021 auf eben diese Rücklagen 
zurückgriffen. Genau dafür sind sie ja da – für Notzeiten. Die fi-
nanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie stellen natürlich 
eine Notsituation dar, die Kommunen haben teils heftig damit zu 
kämpfen. So ist die Anzahl der Städte ohne ausgeglichenen Haus-
halt 2021 sprunghaft angestiegen: 38 der G59-Städte planten mit 
einem Defizit im ordentlichen Ergebnis. Dies konnten jedoch die 
meisten davon (33) durch eine Entnahme aus der ordentlichen 
oder außerordentlichen Rücklage im Jahresabschluss ausgleichen. 
 
Weniger Steuererhöhungen als im Vorjahr 
Durch ihre Konsolidierungsanstrengungen der Vergangenheit 
konnte der Großteil der Kommunen die Auswirkungen der Corona-
Pandemie 2021 ohne drastische Einschnitte verkraften. Damit 
wurde unter anderem vermieden, dass die Erfolge der Vorjahre 
durch massive Neuverschuldung gefährdet oder die Zukunft des 
Standorts durch Investitionskürzungen aufs Spiel gesetzt wird. Vor 
allem aber waren die Kommunen nicht gezwungen die Lasten der 
Pandemie durch Steuererhöhungen einseitig bei den Bürgerinnen 
und Bürgern abzuladen. So haben 2021 deutlich weniger größere 
Städte die Hebesätze der Gewerbesteuer oder der Grundsteuern A 
und B erhöht. Waren es 2020 noch 13 Städte, die mindestens eine 
dieser Realsteuern gesteigert haben, waren es 2021 nur fünf. 
 
Dreimal kräftiges Plus bei Grundsteuer B 
Bei der Grundsteuer B haben 2021 drei größere Städte ihre Hebe-
sätze gegenüber dem Vorjahr angehoben. Die Steigerungen betra-
fen mit Langen (+185), Dietzenbach (+100) und Obertshausen (+64 
Prozentpunkte) ausschließlich Kommunen im Landkreis Offenbach. 
Die Menschen in der Stadt Offenbach wurden zwar entlastet 
(-100), mit 895 Prozentpunkten blieb Offenbach aber weiterhin an 
der unrühmlichen Spitze der größeren hessischen Städte. Am we-

nigsten mussten die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler auch 
2021 mit 140 Prozent in Eschborn berappen. Der durchschnittliche 
Hebesatz der G59 stieg um vier Punkte auf 522 Prozent. Dieser 
Wert lag über dem Durchschnitt aller hessischen Städte und Ge-
meinden, der 2020 475 Prozent betrug. Die Grundsteuer B wird auf 
bebaute oder bebaubare Grundstücke erhoben und trifft über die 
Nebenkosten auch Mieterinnen und Mieter. Mit der überdurch-
schnittlichen Belastung aus der Grundsteuer B wird somit das oh-
nehin schon teure Wohnen in den größeren Städten weiter verteu-
ert, besonders in den kreisfreien Städten (durchschnittlich 592 Pro-
zent) oder den Städten mit Sonderstatus (550). 
 
Nur Bad Soden hob Grundsteuer A an 
Die Stadt Bad Soden steigerte als einzige ihren Hebesatz bei der 
Grundsteuer A, die land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen 
besteuert. Die Erhöhung fiel mit 142 Punkten erheblich aus. Redu-
ziert wurde der Hebesatz 2021 in keiner Stadt. Nidderau blieb mit 
690 Prozent weiter an der Spitze aller hessischen Städte mit mehr 
als 20.000 Einwohnern. Keine Grundsteuer A hingegen zahlten die 
Land- und Forstwirte auch 2021 in Neu-Isenburg. Mit einer durch-
schnittlichen Belastung von 390 Prozent (+2) blieben die größeren 
Städte unter dem hessischen Vorjahres-Durchschnitt von 418 Pro-
zent.  
 
Gewerbesteuer nur einmal moderat erhöht 
Bei der Gewerbesteuer hat im Jahr 2021 mit Herborn ebenfalls nur 
eine Kommune zugeschlagen, wenn auch nur mit einer moderaten 
Erhöhung um sieben Punkte auf 373 Prozent. An der Spitze der 
G59 lag weiterhin Frankfurt mit 460 Prozent. Die geringste Belas-
tung mussten die Gewerbetreibenden in Eschborn tragen, wo der 
Hebesatz 330 Prozent betrug. Die G59 blieben mit durchschnittli-
chen 390 Prozent knapp über dem hessischen Schnitt von 2020 
(387 Prozent). 
 
Straßenbeiträge blieben auch 2021 ein Thema 
Der hessische Steuerzahlerbund setzte sich auch im Berichtsjahr 
weiter dafür ein, Straßenbeiträge bei voller Kompensation der kom-
munalen Einnahmeausfälle durch das Land abzuschaffen. Erfreuli-
cherweise kippten 2021 weitere drei der G59 die Erhebung von 
Straßenbeiträgen (Hattersheim, Korbach und Lampertheim). Damit 
verzichteten insgesamt 43 Städte, also mehr als zwei Drittel, kom-
plett auf die Erhebung, sieben Kommunen verlangten einmalige 
und neun wiederkehrende Straßenbeiträge. 
Mehr Details finden Sie auf www.steuerzahler-hessen.de
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Am 14. März 2021 fanden in Hessen Kom-
munalwahlen statt. Der BdSt Hessen be-
gleitete den Urnengang intensiv – Schließ-
lich werden Entscheidungen für viele Berei-
che des täglichen Lebens in den Städten 
und Gemeinden vor Ort getroffen. 
 
Es ging um viel 
Aus Sicht des Bundes der Steuerzahler Hes-
sen ging es bei der Kommunalwahl um 
wichtige Weichenstellungen für die Zu-
kunft in den jeweiligen Gebietskörper-
schaften. Zunächst stand mitten in der 
dritten Corona-Welle im Fokus, wie die 
Städte und Gemeinden weiter mit der Pan-
demie und vor allem mit den finanziellen 
Folgen umgehen. Darüber hinaus kommen 
in der neuen Wahlperiode wichtige The-
men auf die Kommunen zu, von der Digita-
lisierung bis zur Grundsteuerreform. 

„Neustart“ für die Innenstädte
Neben den finanziellen Belastungen stan-
den die Städte und Gemeinden im Frühjahr 
2021 vor der Herausforderung, den „Neu-
start“ nach den Corona-Lockdowns vorzu-
bereiten. Die Innenstädte mit ihren Einzel-
händlern und Gastronomiebetrieben litten 

Kommunen vor Weichenstellungen 
BdSt Hessen begleitete kommunalen Herausforderungen vor und nach Wahl

besonders unter den monatelangen Schlie-
ßungen. Nach deren Lockerung empfahl der 
hessische Steuerzahlerbund, Initiativen zu 
ergreifen, um die Kunden aus dem Online-
Shopping zurückzuholen und die Innen-
städte wieder zu beleben. Handlungsbedarf 
bestand aus Verbandssicht genauso bei 
Vereinen und im Kulturbetrieb. Im Kinder- 
und Jugendbereich sowie in sozialen Ein-
richtungen sind durch das Zurückfahren 
des öffentlichen Lebens enorme Defizite 
entstanden, die angegangen werden müs-
sen. Was nicht heißt, dass alle Probleme 
mit Steuergeld gelöst werden können oder 
müssen. Schließlich gibt es zahlreiche gute 
Ideen von engagierten Bürgerinnen und 
Bürgern oder Initiativen, die die Städte und 
Gemeinden aufgreifen und mit vorantrei-
ben können. 

Zukunftsthemen anpacken
Bis zur nächsten Kommunalwahl 2026 war-
ten auf die neuen ehren- und hauptamtli-
chen Mandatsträger neben Corona wichti-
ge Zukunftsthemen, die keinen Aufschub 
dulden: Die umfassende Digitalisierung der 
Verwaltung mit der Implementierung des 
Onlinezugangsgesetzes soll die Ämter mo-

dernisieren. Die aufkommensneutrale Um-
setzung der Grundsteuerreform ist für die 
Kommunalhaushalte genauso wichtig wie 
für die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. 
Nicht zuletzt rückt auch der Klimaschutz 
vor Ort immer mehr in den Fokus, z.B. durch 
energetische Sanierung der kommunalen 
Gebäude. 

Politikkosten im Rahmen halten 
Der BdSt Hessen behielt nach der Kommu-
nalwahl besonders die Entwicklung bei den 
hauptamtlichen Beigeordneten im Blick 
(siehe nächste Seite).  

Aufruf zur Beteiligung 
Der BdSt Hessen rief angesichts der zahl-
reichen Herausforderungen zur kritischen 
Auseinandersetzung mit der Bilanz und 
den Programmen der Bewerberinnen und 
Bewerber sowie zur Wahlbeteiligung auf. 
Die Wahlen benötigten eine hohe Beteili-
gung, um den Willen der Bürgerinnen und 
Bürger repräsentativ abzubilden. Gerade 
die Möglichkeiten des Wahlsystems mit 
Kumulieren und Panaschieren erlauben er-
heblichen Wählereinfluss auf die Zusam-
mensetzung der Kommunalparlamente.

Verbände gegen Grundsteuer C auf unbebaute Flächen
Im Spätsommer übte der BdSt Hessen ge-
meinsam mit Haus & Grund Hessen hefti-
ge Kritik an den Plänen des Landes, die 
Grundsteuer C wieder einzuführen, um da-
mit Bauland zu mobilisieren. Tenor war, 
dass der Hebesatz für baureife Grundstücke 
genau das Gegenteil bewirke. Beide Organi-
sationen bezweifeln, dass mit einer solchen 

Steuer das erhoffte Ziel – Schaffung von 
mehr Wohnraum und weniger brachliegen-
de Grundstücke mit Baurecht – erreicht 
werden kann. Denn der Grundsteuer C liegt 
die irrige Annahme zugrunde, wonach sich 
alle Probleme mit einer Steuer lösen lassen. 
Niemand sollte bestraft werden, weil er ein 
unbebautes Grundstück sein Eigen nennt.
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Direkt nach der Kommunalwahl forderte der BdSt Hessen die Par-
teien in den hessischen Städten und Gemeinden auf, die vielerorts 
schwierigen Mehrheitsverhältnisse nicht zum Anlass für unnötige 
Vergrößerungen der hauptamtlichen Magistrate und Gemeinde-
vorstände zu nehmen. Die Zahl der Hauptamtlichen müsse nach 
sachlichen Kriterien festgelegt werden, nicht nach dem Parteien-
proporz. Auch wenn das Kommunalwahlrecht häufig zu einer Zer-
splitterung der Parlamente führt und teilweise drei oder gar vier 
Fraktionen zur Bildung einer stabilen Mehrheit notwendig sind, 
darf dieses Problem aus Sicht des Vereins nicht auf Kosten der 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler gelöst werden. 
 
Nach Einwohnern gestaffelte Obergrenze vorgeschlagen 
Der hessische Steuerzahlerbund setzt sich seit Jahren für eine nach 
Einwohnerzahl gestaffelte Obergrenze für die Zahl der Hauptamtli-
chen ein. In Kommunen mit weniger als 20.000 Einwohnern ist 
nach Auffassung des BdSt Hessen überhaupt kein Hauptamtlicher 
zusätzlich zum direkt gewählten Rathauschef erforderlich. Bei 
20.000 bis 50.000 Einwohnern sollte höchstens ein zusätzlicher 
Hauptamtlicher gewählt werden, bei 50.000 bis 100.000 maximal 
zwei, bei 100.000 bis 150.000 allenfalls drei, bei 150.000 bis 
250.000 höchstens vier, bei 250.000 bis 350.000 maximal fünf, bei 
350.000 bis 500.000 allenfalls sechs und bei mehr als 500.000 Ein-
wohnern höchstens sieben. Einschließlich des Oberbürgermeisters 
käme somit beispielsweise Kassel auf fünf, Frankfurt auf insgesamt 
acht Hauptamtliche. Nach Auffassung des Vereins sollte der Land-
tag eine gestaffelte Obergrenze in der Hessischen Gemeindeord-
nung verankern, um parteipolitische Schachzüge auf Kosten der 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler unmöglich zu machen.  
 
Bisher beschränkten sich Kommunen meist selbst 
Auch wenn diese Anregung vom Landtag bisher nicht aufgegriffen 
wurde, konnte man in den letzten Jahren doch beobachten, dass 
die vom BdSt Hessen ins Spiel gebrachten Obergrenzen im Gegen-
satz zu früher überwiegend eingehalten oder unterschritten wur-
den. Der Druck zur Haushaltskonsolidierung hat dazu geführt, dass 
in vielen Kommunen auch die Politik ihren Sparbeitrag geleistet 
hat. Dabei muss es auch bei komplizierten Mehrheitsverhältnissen 
bleiben.  
 
Auch Abwahl von Amtsinhabern oft fragwürdig 
Kritisch sieht der BdSt Hessen die Möglichkeit der Abwahl haupt-
amtlicher Dezernenten bei geänderten Mehrheitsverhältnissen. 
Auch hierbei fordert der Verein, immer die Kosten im Blick zu be-

BdSt Hessen forderte Mäßigung bei Posten
Größe hauptamtlicher Magistrate und Gemeindevorstände im Blick

halten. Für einen solchen Schritt muss es stichhaltige Gründe ge-
ben. In aller Regel kann man davon ausgehen, dass Wahlbeamte 
auch mit einer neuen Mehrheit gut und vertrauensvoll zusammen-
arbeiten. Dies zeigen die Erfahrungen mit den direkt gewählten 
Oberbürgermeistern, Bürgermeistern und Landräten, die keine 
Mehrheit im jeweiligen Kommunalparlament haben. Nur wenn 
eine konstruktive Zusammenarbeit objektiv nicht möglich ist oder 
sich der Amtsinhaber grobe Fehler leistet, ist aus Sicht des hessi-
schen Steuerzahlerbunds eine Abwahl vertretbar. 
 
Landkreise sollten zu früherer Begrenzung zurückkehren 
Für die Landkreise forderte der hessische Steuerzahlerbund die 
Rückkehr zu einer Regelung der Hessischen Landkreisordnung 
(HKO), die bis 2010 galt. Bis dahin gab es eine gesetzliche Ober-
grenze für die Zahl der hauptamtlichen Kreisbeigeordneten. Die 
damalige Formulierung in § 36 (1) HKO lautete: „Der Kreisaus-
schuss besteht aus dem Landrat als Vorsitzendem, dem Ersten und 
weiteren ehrenamtlichen Beigeordneten. Die Hauptsatzung kann 
jedoch bestimmen, dass die Stellen von Kreisbeigeordneten haupt-
amtlich zu verwalten sind, und zwar in Landkreisen mit nicht mehr 
als 120.000 Einwohnern die Stelle eines Kreisbeigeordneten und in 
Landkreisen mit mehr als 120.000 Einwohnern die Stellen von zwei 
Kreisbeigeordneten“. Diese inzwischen abgeschaffte Begrenzung 
war das Vorbild für die Anregung des BdSt Hessen, eine solche Staf-
felung auch für die Städte und Gemeinden einzuführen.  
 
Neun schlechte Beispiele zu beobachten 
Leider war aber zu beobachten, dass in einigen Kommunen genau 
das passiert ist, was der BdSt Hessen befürchtet hatte. In den ers-
ten sechs Monaten nach der Kommunalwahl wurden in neun Fäl-
len in Landkreisen und Städten mit mehr als 50.000 Einwohnern 
neue Stellen für Hauptamtliche geschaffen oder bisherige Amtsin-
haber abgewählt. Fasst man diese Fälle zusammen, dürften sich 
die Kosten für die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler auf über 9 
Mio. Euro summieren:

 
Immerhin: In der Gemeinde Hohenstein (Rheingau-Taunus-Kreis) 
wurden, die Pläne zur Installation eines hauptamtlichen Beigeord-
neten verworfen, nachdem der BdSt Hessen intervenierte.

	► Stadt Frankfurt
	► Stadt Darmstadt
	► Stadt Offenbach
	► Stadt Gießen
	► Stadt Marburg

	► Landkreis Darmstadt-Dieburg
	► Main-Taunus-Kreis
	► Landkreis Gießen
	► Landkreis Kassel 

 

In Hessens größter Stadt 
Frankfurt hat die neue 

Koalition nicht nur den 
Magistrat vergrößert, 

sondern auch mehrere 
hauptamtliche Dezer-
nenten auf Kosten der 

Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler abgewählt. 
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Bei den hessischen Kommunalwahlen im 
März 2021 waren etliche Pannen zu beob-
achten. Einzeln betrachtet mag das nicht so 
gravierend erscheinen. Doch es wirft kein 
gutes Licht auf die Verwaltungen, wenn mit 
dem Geld der Bürgerinnen und Bürger auch 
im Kleinen nicht sorgsam genug umgegan-
gen wird. Die Analyse des BdSt Hessen zeig-
te: Vielerorts wurde Verbesserungspotenzi-
al bei der Wahlorganisation offenkundig. 
 
Musterstimmzettel ein zweites Mal verteilt 
Anfang 2021 verteilte der Landkreis Mar-
burg-Biedenkopf über 110.000 Muster-
stimmzettel für die Kreistagswahl, damit 
sich die Wähler vorab  ein Bild machen 
konnten. So ist es im Hessischen Kommu-

nalwahlgesetz vorgeschrieben. Dumm nur, 
dass sich die Bögen als fehlerhaft heraus-
stellten. Der Kreiswahlausschuss hatte Kan-
didatinnen und Kandidaten aus den Wahl-
vorschlägen gestrichen, doch wegen eines 
Übermittlungsfehlers wurden diese Verän-
derungen nicht auf dem Musterstimmzet-
tel berücksichtigt. In der Folge verteilte man 
die korrigierten Muster ein zweites Mal. 
Nach Angaben des Kreises haben Neudruck 
sowie Verteilung Kosten von insgesamt 

24.455,48 Euro verursacht. Immerhin: Es 
bestand die Hoffnung, dass der Schaden 
durch die Eigenschadenversicherung des 
Kreises abgedeckt ist. 
 
Teure Wahlwiederholung abgewendet 
In Niedernhausen (Rheingau-Taunus-Kreis) 
hatten mehrere hundert Briefwähler statt 
Original- fälschlicherweise erneut Muster-
stimmzettel erhalten und diese zur Stimm-
abgabe genutzt. Bei der Auszählung wur-
den diese als ungültig gewertet, was meh-
rere Einsprüche gegen den Wahlausgang 
zur Folge hatte. Schließlich einigten sich die 
Verantwortlichen darauf, die Muster nach-
träglich als gültig zu werten und das Wahl-
ergebnis zu korrigieren. So konnte zwar 
eine kostspielige Wahlwiederholung abge-
wendet werden, die peinlichen Schlagzeilen 
werden allerdings in Erinnerung bleiben. 
 
Unterschiedliche Fehlerkultur 
Auch auf den tatsächlichen Stimmzetteln 
waren mancherorts Schnitzer zu finden. So 
standen in Raunheim auf einigen Listen 
mehr Namen als die Stadtverodnetenver-
sammlung Sitze hat (nämlich 31). Dies war 
laut Stadt auf ein Missverständnis zwi-
schen Wahlamt und Druckerei zurückzu-
führen. In der Folge mussten die Briefwahl-
unterlagen neu gedruckt und verteilt wer-
den. Allerdings hat der Wahlleiter die 
entstandenen Sach- und Personalkosten 
vollständig aus eigener Tasche beglichen. In 
Hofheim am Taunus waren bei etlichen 
Briefwahlunterlagen die Stimmzettel für 
die Ortsbeiräte vertauscht. Deshalb muss-
ten diese erneut versendet werden. Die 
Stadt entschuldigte sich dafür, wollte sich 

Kommunalwahl-Pannen angeprangert
Fehlerhafte Wahlunterlagen gingen vielerorts ins Geld

gegenüber dem BdSt Hessen jedoch nicht 
zu Kosten und Konsequenzen äußern.  
 
Auch kleine Summen sind ärgerlich 
In Gernsheim (Kreis Groß-Gerau) kam es bei 
der Erstellung der Stimmzettel aus der 
Wahlsoftware zu einem Übertragungsfeh-
ler, sodass bei einigen Kandidaten Titel oder 
Namenszusätze fehlten. Der erforderliche 
Neudruck von jeweils 8.500 Musterstimm-
zetteln bzw. Stimmzetteln kostete mehr als 
1.000 Euro extra. Künftig will die Schöffer-
stadt bei der Kontrolle vor dem Druck an-
statt auf ein 4- auf ein 6-Augenprinzip set-
zen. In Gelnhausen (Main-Kinzig-Kreis) fehl-
te bei ca. 1.200 Briefwahlunterlagen der 
rote Umschlag für den Stimmzettel zur 
Kreistagswahl und musste nachgereicht 
werden. Der laut Stadt „menschliche Feh-
ler“ kostete die Gelnhäuser grob geschätzte 
1.500 Euro. Konsequenzen will man daraus 
nicht ziehen. „Bessere und umfangreichere 
Kontrollmaßnahmen“ plant hingegen die 
Stadt Friedrichsdorf (Hochtaunuskreis) 
nachdem bei der Ortsbeiratswahl im Orts-
bezirk Burgholzhausen 1.300 Stimmzettel 
neu gedruckt werden mussten. Bei einem 
der Wahlvorschläge war ein Bewerber mehr 
enthalten als erlaubt. Mit Zusatzkosten von 
185 Euro kamen die Steuerzahler jedoch 
vergleichsweise günstig davon. In Korbach 
musste ein Zusatzbrief zur Klarstellung an 
Wahlberechtigte aus zwei Bezirken ge-
schickt werden, weil in ihren Wahlbenach-
richtigungen das falsche Wahllokal angege-
ben war. Das Porto für die 1.965 Infobriefe 
betrug 701,51 Euro, die man sich von einer 
Versicherung erstatten lassen will. Die Han-
sestadt gelobte, daraus lernen zu wollen.

Anlässlich zweier Bürgerentscheide über 
die Zusammenlegung bisher selbständiger 
Kommunen rief der BdSt Hessen zu mehr 
interkommunaler Zusammenarbeit auf. 
Mit einem Gemeindezusammenschluss 
sind aus BdSt-Sicht erhebliche wirtschaftli-
che Vorteile verbunden: Eine fusionierte 
Kommune würde nicht nur vom Land tei-
lentschuldet, sondern kann diverse Syner-
gieeffekte realisieren und somit unter dem 
Strich bares Geld sparen, das dann ander-

Gemeindefusionen: Appell für mehr Kooperation
weitig eingesetzt werden kann. Nach Auf-
fassung des hessischen Steuerzahlerbunds, 
der interkommunale Kooperation seit jeher 
als ein effektives Mittel zur Haushaltskon-
solidierung betrachtet, profitiert nicht nur 
der Gemeindeetat von einem Zusammen-
schluss. Auch für die Bürgerinnen und Bür-
ger entstehen Vorteile. So könnte die Leis-
tungsfähigkeit im Rathaus durch Synergie-
effekte noch weiter gesteigert werden, was 
einen besseren Service bedeuten würde.  
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Im Oktober emp-
fahlen die Präsiden-
tinnen und Präsi-
denten der Rech-
nungshöfe bei ihrer 
Herbstsitzung, die 
Rechtsprechung des 
Bundesverwal-
tungsgerichts aus 
dem März 2019 in 

Sachen „Bremer Polizeigebühr bei sogenannten Hochrisikospielen 
in Fußballstadien“ als Anlass zum Handeln zu nehmen. Der BdSt 
Hessen sah seine Position bestätigt und forderte das Land auf, 

dem Appell zu folgen, eine Gebührengrundlage zu schaffen und 
Rechnungen an die milliardenschwere Bundesliga zu verschicken. 
Der bezahlte Fußball hat einen finanziellen Vorteil, wenn die Poli-
zei eine störungsfreie Durchführung auch bei Begegnungen mit 
hohem Gewaltpotenzial wie beispielsweise Lokalderbys gewähr-
leistet. Der dafür notwendige Mehraufwand der Ordnungshüter 
sollte dann auch vom Profiteur bezahlt werden. Aus Sicht des hes-
sischen Steuerzahlerbunds könnte der Profifußball, der insbeson-
dere während der Corona-Pandemie zahlreiche Privilegien ge-
nießt, so auch etwas an die Allgemeinheit zurückgeben. Um nicht 
einzelne Vereine stark zu belasten und Wettbewerbsverzerrung zu 
vermeiden, ginge eine früher schon diskutierte Fonds-Lösung in 
die richtige Richtung.

Rechnungshöfe bestätigen BdSt-Forderung bei Polizeikosten

Aufarbeitung des Greensill-Desasters
BdSt Hessen forderte Konsequenzen von Verlust-bedrohten Kommunen
Im Frühjahr 2021 war die Aufregung vielerorts groß: Beim Geld-
Zurücklegen in „fetten Jahren“ sind einige hessische Kommunen 
übers Ziel hinausgeschossen und haben mit Anlagen bei der in-
zwischen insolventen Greensill-Bank Steuergeld aufs Spiel ge-
setzt. Der BdSt Hessen arbeitete das Desaster auf und forderte die 
betroffenen Kommunen auf, aus den wahrscheinlichen Verlusten 
die richtigen Schlüsse für künftige Anlagen zu ziehen. 
 
Flucht vor Minuszinsen wurde zum Problem 
So richtig es ist, dass viele hessische Kommunen in den letzten 
Jahren Rücklagen gebildet haben, so schwierig war es für die Käm-
merer, diese Mittel anzulegen. Aus Sicht des Hessischen Innenmi-
nisteriums gilt dabei „die Verpflichtung der Kommune […] auf aus-
reichende Sicherheit zu achten, wobei sie einen angemessenen Er-
trag bringen soll“. Und hier zeigt sich ein Resultat der jahrelangen 
Niedrigzinspolitik der EZB: Für solche Geldeinlagen müssen die 
Kommunen in der Regel Strafzinsen zahlen. Gerade bei den Spar-
kassen und Genossenschaftsbanken um die Ecke. Um den gefor-
derten „angemessenen Ertrag“ zu erwirtschaften, kamen den 
Kämmerern daher vereinzelte Angebote von Privatbanken mit Mi-
nimalzinsen gerade Recht. Und so landeten – nach bisherigem 
Stand – auch 87 Millionen Euro von sechs hessischen Kommunen 
als Geldanlage bei der Bremer Greensill-Bank. Das Problem: Seit 
2017 werden die Kommunen wie institutionelle Anleger behan-
delt und sind damit anders als Privatpersonen nicht mehr vom 
freiwilligen Einlagensicherungsfonds der Banken abgesichert. 
Nach der Schließung des Geldhauses durch die BaFin im März 
2021 droht den Kommunen der Verlust ihrer gesamten Einlagen.  
 
Keine „Zockerei“, aber dennoch fragwürdig 
Aus Sicht des BdSt Hessen wäre es falsch, diese Anlagen als „Zocke-
rei“ abzutun. Mit vergangenen Spekulationsgeschäften, z.B. mit 
Fremdwährungskrediten, ist die Greensill-Anlage nicht zu verglei-
chen. Der mögliche Schaden ist nichtsdestotrotz enorm und wich-
tige Fragen blieben bisher ungeklärt. So heißt es vom Hessischen 
Innenministerium: „Beabsichtigt die Kommune Anlagen bei Kredit-
instituten, die keinem Einlagensicherungs- oder Institutsschutz 

unterliegen, hat sie sich besonders sorgfältig zu unterrichten. Ins-
besondere soll das Rating des Kreditinstituts als Orientierungshilfe 
herangezogen werden“. In der Tat lag das Rating der Greensill-Bank 
mit BBB+ gerade noch im „anlagefähigen Bereich“. Aber eben nur 
gerade noch. Der BdSt Hessen forderte Aufklärung in der Frage, wie 
gründlich sich die Kommunen vor der Anlage darüber hinaus über 
das Geldhaus informiert haben. 

 
 
 
Mehr Informationen zur Bank hätten aufhorchen lassen 
Angesichts eines Ratings „gerade noch akzeptabel“ bei einer Bank, 
die überdurchschnittlich hohe Zinsen zahlt und deren Namen 
kaum jemand vorher gehört hat, wäre es aus Sicht des hessischen 
Steuerzahlerbunds die Pflicht der Verantwortlichen gewesen, sich 
vor einer Anlage in Millionenhöhe vertiefend über das betreffende 
Geldhaus zu informieren. Und dabei wäre man spätestens im drit-
ten Quartal 2020 über erste Hinweise und Alarmsignale gestolpert. 
Dabei geht es nicht um Insiderkenntnisse, vielmehr hätte man das 
mit einer einfachen Internetrecherche herausfinden können. Anla-
gen bei Greensill sind für den Verein daher spätestens ab diesem 
Zeitpunkt besonders zu hinterfragen. 
 
Wie können Kommunen künftig Geld sicher anlegen? 
Der BdSt Hessen wird sich in der Frage weiter kritisch einbringen. 
Es geht darum, Konsequenzen für künftige Anlagen zu ziehen ohne 
dabei die schwierige Ausgangslage der Kommunen außer Acht zu 
lassen. Das Ziel aller Beteiligten muss sein, dass sich solche Schä-
den für die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler nicht wiederholen.

Betroffene Kommunen in Hessen:
	► Eschborn: 35 Mio. Euro
	► Wiesbaden: 20 Mio. Euro
	► Gießen: 10 Mio. Euro
	► Schwalbach am Taunus: 19 Mio. Euro
	► Hanau: 2 Mio. Euro (laut Medienberichten)
	► Schauenburg: 1 Mio. Euro
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Steuern
Die Arbeit des Bundes der Steuerzahler Hessen im Bereich des Steuerrechts war auch 2021 wieder im 
Wesentlichen durch die Bundesebene geprägt. Der BdSt Hessen hat dabei über den Arbeitskreis 
Steuern des Gesamtverbands an zahlreichen Stellungnahmen, Eingaben und Maßnahmen des Bundes 
der Steuerzahler Deutschland mitgewirkt. Im Zentrum standen dabei die Corona-Pandemie, ihre 
steuerlichen Folgen und die finanzielle Unterstützung der Betroffenen. Bei den Anhörungen zu 
geplanten steuerlichen Neuregelungen und Änderungen sowie zu neuen Verwaltungsanweisungen 
fanden die Vorschläge, Anregungen und Eingaben des BdSt im Sinne der Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler stets besondere Beachtung und wurden häufig bei den neu geschaffenen Regelungen 
und Richtlinien berücksichtigt.
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→ Corona und Steuern

Die Corona-Pandemie führte auch 2021 zu einer erheblichen Ein-
schränkung der Wirtschaftstätigkeit und stellte Politik, Unterneh-
men und Steuerzahler vor große Herausforderungen. Bund und 
Länder schufen seit Beginn der Pandemie in kurzer Zeit zahlreiche 
Hilfsprogramme und Sofortmaßnahmen, um Unternehmen und 
Arbeitnehmern zu helfen. Dazu zählte auch ein Bündel steuerlicher 
Entlastungsmaßnahmen, etwa die leichtere Steuerstundung und 
die Herabsetzung von Steuer-Vorauszahlungen. Unter anderem 
wurden im Berichtszeitraum Überbrückungshilfen für Unterneh-
men und Soloselbstständige fortgeführt. Die Maßnahme der Redu-
zierung der Umsatzsteuer, die für die Zeit vom 1. Juli bis zum 31. 
Dezember 2020 galt, wurde nicht verlängert. Seit Januar 2021 wird 
daher für Waren- und Dienstleistungen wieder der Steuersatz von 
19 bzw. 7 Prozent erhoben. Lediglich für die Gastronomie gibt es 
noch eine befristete Sonderregelung: Bis Ende 2022 gilt dort für 
Speisen der ermäßigte Steuersatz von 7 Prozent. Dabei ist es egal, 
ob die Speisen vor Ort oder außer Haus verzehrt werden. Der Bund 
der Steuerzahler hat die Maßnahmen prinzipiell unterstützt und in 
Forderungskatalogen weitere Verbesserungen gefordert, um ent-
schlossen gegen die Folgen der Krise vorzugehen. Im Verlauf der 
Pandemie hat die Politik auch einige Forderungen des BdSt aufge-
griffen, um die Liquidität von Betrieben zu erhalten und damit Ar-
beitsplätze zu sichern und Arbeitnehmer zu entlasten, z. B. über die 
Homeoffice-Pauschale und die bessere Absetzbarkeit des Arbeits-
zimmers. 
 
Darüber hinaus setzte der BdSt in der Corona-Pandemie verstärkt 
auch auf Service, denn es erreichten den Verband zahlreiche Mit-
gliederanfragen und Hilfegesuche betroffener Steuerzahler. Auf der 
Website wurden wichtige Nachrichten gebündelt veröffentlicht. 
Zudem legte der BdSt eigens einen speziellen und ständig aktuali-
sierten INFO-Service auf, der über die Hilfs- und Sofortprogramme 
sowie die steuerlichen Maßnahmen in der Corona-Krise informier-
te. Besonders gefragt waren die Berechnungen des BdSt zum Kurz-
arbeitergeld, die vor allem die Betroffenen über die steuerlichen 
Auswirkungen des Bezugs dieser Lohnersatzleistung aufklären. 

→ Rentenbesteuerung

Überaus große Bedeutung und Wirkung für die Steuerzahler hat-
ten zwei Entscheidungen des Bundesfinanzhofs im Mai 2021  
(Az. X R 33/19 und X R 20/19). Hier hatte der BdSt ein Verfahren als 
Musterverfahren unterstützt. Konkret ging es um die Frage, ob 
während des Erwerbslebens Rentenversicherungsbeiträge aus be-
reits versteuertem Einkommen gezahlt wurden und die Rente bei 
Auszahlung erneut besteuert wird. Eine solche Doppelbesteuerung 
verbietet die Verfassung. Vor allem war fraglich, wie konkret ge-
rechnet werden muss, um eine Doppelbesteuerung von Renten 
feststellen zu können. Nun hat der Bundesfinanzhof eine Rechen-
formel aufgestellt und damit in weiten Teilen der Rechenweise der 
Finanzverwaltung widersprochen: Insbesondere der Grundfreibe-
trag ist den Senioren nicht als steuerfreier Rentenzufluss anzurech-
nen. Auch wenn das Gericht die Revisionen der Kläger zurückge-
wiesen hat, haben sie in der Sache für die Steuerzahler einen Erfolg 
erzielt! Der Bund der Steuerzahler hat mit seiner Unterstützung ei-
nes Revisionsverfahrens dazu beigetragen. Der Bundesfinanzhof 
hat aus ausgeführt, wer von der vorzunehmenden Neuberechnung 
möglicherweise am ehesten profitieren könnte: Senioren, die erst 

kürzlich in Rente gegangen sind – insbesondere Selbstständige, 
Unverheiratete und Männer – sind nach Aussage des Gerichts stär-
ker betroffen. Die beiden Ehepaare, die beim Bundesfinanzhof die 
neue Rechenformel zur Doppelbesteuerung von Renten erstritten 
haben, profitieren von den Urteilen selbst nicht, weil das Gericht 
bei ihnen unterm Strich keine Zweifachbelastung sah. Gegen diese 
Entscheidung haben beide Paare Verfassungsbeschwerde beim 
Bundesverfassungsgericht eingelegt (2 BvR 1143/21 und 2 BvR 
1140/21). Unter anderem kritisieren sie, dass bei der Berechnung 
für die Ehemänner auch eine potenzielle Witwenrente eingerech-
net wird. Daher kommt es bei verheirateten Senioren seltener zu 
einer Doppelbesteuerung. Dies benachteilige sie gegenüber unver-
heirateten Personen.

Da viele Senioren unsicher sind, ob in ihrem Renten-Fall eine Dop-
pelbesteuerung vorliegt, forderte der BdSt das Bundesfinanzminis-
terium dazu auf, die Steuerbescheide hinsichtlich der Besteuerung 
der Basisrente vorläufig zu stellen. Dieser Forderung hat das Minis-
terium entsprochen. Daher wurden und werden Steuerbescheide 
für Veranlagungszeiträume ab 2005 mit Blick auf die Basisrenten-
besteuerung vorläufig ergehen – und zwar so lange bis die Verfas-
sungsmäßigkeit der Steuerberechnung geprüft wurde. Somit ist 
ein Einspruch gegen den Steuerbescheid überflüssig. Senioren kön-
nen also den Ausgang der laufenden Verfahren beim Bundesverfas-
sungsgericht abwarten ohne selbst Einspruch einlegen zu müssen 
– dies bedeutet weniger Bürokratie.

Im Bereich der Rentenbesteuerung gibt es weitere konkrete Forde-
rungen des BdSt, deren Umsetzung für die Absicherung der Bürger 
im Alter von sehr großer Bedeutung sind. So hat sich der BdSt dafür 
eingesetzt, dass Senioren grundsätzlich weniger hart besteuert 
werden und entsprechende Nachbesserungen gefordert. Aktuell 
wird jede Rentenerhöhung zu 100 Prozent in die Steuerberechnung 
miteinbezogen. Der BdSt verlangt auch hier eine Neuregelung im 
Sinne der Steuerzahler. Weiterhin sollte auch der steuerliche Anteil 
der Rente langsamer steigen. Und auch die Beträge, die Senioren 
bei der Steuer abziehen dürfen, müssen überprüft werden. 

→ Grundsteuer-Reform

Die Reform der Grundsteuer nahm 2021 auf Bundes- und Ländere-
bene Fahrt auf. Das Bundesverfassungsgericht hatte dem Gesetz-
geber aufgegeben, die Grundsteuer bis zum 31.12.2019 zu refor-
mieren. Der Bund hatte Ende 2019 ein neues Bewertungsgesetz 
beschlossen, um ab dem Jahr 2025 die Grundsteuer neu berechnen 
zu können. Hier hat sich das sogenannte Scholz-Modell durchge-
setzt. Es orientiert sich an einem pauschalierten Wert der Immobi-
lie, wobei die Umsetzung äußerst komplex, aufwendig und büro-
kratisch ist. Danach sollen bebaute Grundstücke weiter nach dem 
Ertragsverfahren taxiert werden, aber nicht mehr bezogen auf 
1964, sondern neu und für die Zukunft bewertet. Weiterhin wird 
für die Berechnung nicht die tatsächliche Miete herangezogen, 
sondern eine statistische, durchschnittliche Nettokaltmiete je Qua-
dratmeter – abhängig von der Größe, dem Baujahr und der Lage 
der Immobilie. Die Bundesländer können davon abweichen und ei-
gene Gesetze beschließen (Öffnungsklausel). Das hat auch Hessen 
getan: Ende 2021 wurde das hessische Grundsteuergesetz verab-
schiedet. Es basiert auf dem Flächen-Faktor-Verfahren. Entschei-
dend sind Größe und Lage des Grundbesitzes. Hier ist die Fläche 
der Ausgangspunkt der Berechnung. Die Größe setzt sich zusam-
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men aus der Fläche des Grundstücks sowie der Wohn- und Nutzflä-
che. Hinzu kommt die Lage. Einfache Lagen werden gegenüber 
dem reinen Flächenmodell niedriger, gute höher besteuert. Die 
Lage wird anhand des Bodenrichtwerts des Grundbesitzes im Ver-
hältnis zum durchschnittlichen Bodenrichtwert in einer Kommune 
bemessen. Je größer der Grundbesitz, desto mehr Grundsteuer B 
fällt an. Und je höher der Bodenrichtwert im Verhältnis zum Durch-
schnitt einer Gemeinde, desto mehr Grundsteuer B ist zu zahlen. 
Keinen Einfluss hat, ob die Bodenrichtwerte in einer Gemeinde im 
Verhältnis zu anderen Gemeinden hoch oder niedrig sind. Damit 
die Grundsteuerreform am Ende wie angekündigt aufkommens-
neutral ausfällt, sind neben dem Land auch die Städte und Ge-
meinden gefordert, wenn es um die konkrete Steuerhöhe geht. 
Jede Kommune sollte ihre Hebesätze anpassen, um nach der Neu-
bewertung ein vergleichbares Grundsteueraufkommen zu erzielen. 
Unterm Strich dürfen Bürger und Betriebe nicht stärker belastet 
werden – die Reform darf nicht dazu dienen, die Gemeindekassen 
aufzubessern. Nachdem bekannt wurde, dass die Kommunen in 
Hessen nun auch eine Grundsteuer C erheben können, setzte sich 
der BdSt Hessen dafür ein, dass die Städte und Gemeinden von der 
neuen Steuer keinen Gebrauch machen (siehe Seite 10).

→ Steuerzinsen

Ein Dorn im Auge war dem BdSt seit Jahren die Verzinsung von 
Steuernachforderungen mit einem Zinssatz von monatlich 0,5 Pro-
zent nach Ablauf einer zinsfreien Karenzzeit. Hier hatte sich der 
BdSt in seiner Stellungnahme zum Verfahren vor dem Bundesver-
fassungsgericht (1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17) im Sinne der Steu-
erzahler klar positioniert und ausgeführt, dass die Höhe des Zins-
satzes nicht mehr haltbar sei, weil dieser weit über die gesetzgebe-
risch beabsichtigte Vorteilsabschöpfung hinausgehe. Mit Beschluss 
vom 18.08.2021 hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, 
dass die Verzinsung von Steuernachforderungen und Steuererstat-
tungen verfassungswidrig ist, soweit der Zinsberechnung für Ver-
zinsungszeiträume ab dem 1. Januar 2014 ein Zinssatz von monat-
lich 0,5 Prozent zugrunde gelegt wird. Das Gericht hat dem Gesetz-
geber auferlegt, bis zum 31.07.2022 eine verfassungsgemäße 
Neuregelung für die Zinszeiträume ab 2019 zu treffen. Der BdSt 
unterbreitete hierzu fundierte Vorschläge, wobei dabei vor allem 
die einfache Administrierbarkeit der neu zu schaffenden Verzin-
sungsregelungen im Vordergrund steht. 

→ Reform des Einkommensteuertarifs

Seit Jahren wächst das Aufkommen aus der Einkommensteuer viel 
schneller als die Einkommen der Menschen. Eine durchgreifende 
Einkommensteuerreform, die alle Steuerzahler spürbar entlastet, 
ist daher überfällig. Denn letztlich zählt, was nach Abzug von Steu-
ern und Abgaben übrigbleibt. Insbesondere der Spitzensteuersatz 
muss herabgesetzt werden. Dieser greift heute bereits beim 1,3-fa-
chen des Durchschnittseinkommens eines Vollzeiterwerbstätigen. 
Der Einkommensteuertarif muss regelmäßig an die Lohnentwick-
lung und die Lebenswirklichkeit angepasst werden. Die kalte Pro-
gression hat Jahrzehnte für ungerechtfertigte Steuermehreinnah-
men gesorgt: Auch Einkommen, die zwar nominal, aber nicht real 
stiegen, führten zu höheren Durchschnittssteuersätzen. Dadurch 
wuchs die Steuerlast, obwohl die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
der Steuerzahler gleichgeblieben war. Der Abbau der kalten Pro-

gression seit 2016 ist ein großer Erfolg. Er muss jedoch weiter ab-
gesichert werden, indem – wie vom BdSt seit Langem vorgeschla-
gen und in einem Gesetzentwurf konkretisiert – eine quasiauto-
matische Tarifindexierung durch einen „Tarif auf Rädern“ erfolgt. In 
einem weiteren Schritt muss die kalte Progression im weiteren Sin-
ne („heimliche Steuererhöhungen“) abgebaut werden. Hierzu ist 
eine Tarifindexierung auf Basis der durchschnittlichen Nominal-
lohnerhöhung nötig. Der BdSt wird genau wie beim erreichten Ab-
bau der kalten Progression beharrlich dafür kämpfen.

→ Solidaritätszuschlag

Immer wieder hat der BdSt seine langjährige Forderung nach der 
kompletten Abschaffung des Solidaritätszuschlags gegenüber der 
Politik erneuert und dabei zumindest einen Teilerfolg erreicht: Für 
viele fiel der Solidaritätszuschlag ab dem Jahr 2021 weg. Das reicht 
dem BdSt aber nicht, weil viele kleine und mittelständische Betrie-
be sowie Sparer und körperschaftsteuerpflichtige Unternehmen 
weiterhin mit der Ergänzungsabgabe belastet werden. Deshalb 
kämpft der BdSt dafür, dass die Abgabe für alle gleichermaßen ent-
fällt – und zwar rückwirkend schon ab dem Jahr 2020. Um den 
Druck auf die Politik zu erhöhen, unterstützt der BdSt ein Klagever-
fahren, das seit 2020 dem Bundesfinanzhof zur Entscheidung vor-
liegt. Mit Hilfe des Steuerzahlerbunds klagt ein Ehepaar dagegen, 
dass es den Soli auch ab 2020 weiterzahlen soll.

→ Bundesweiter Finanzamts-Check 
 
In den Finanzämtern werden jährlich Millionen Steuererklärungen 
bearbeitet und Bescheide verschickt. Auch im Jahr 2021 hat der 
BdSt wieder bei den Länder-Finanzverwaltungen nachgefragt und 
untersucht, wie lange die Bearbeitung der Steuerbescheide dauert.

→ Vereinfachung des Steuerrechts 

Das deutsche Steuerrecht ist kompliziert. Das meinen nicht nur 
Fachleute, sondern die Erfahrung vieler Steuerzahler belegt, dass 
zahlreiche Regeln bürokratisch oder schwer verständlich sind. Des-
halb verlangt der BdSt, dass das Steuerrecht vereinfacht wird und 
hat 70 konkrete Vorschläge vorgelegt, die zeigen, wie es besser 
geht. So fordert der BdSt, dass Freibeträge, Freigrenzen und Pau-
schalen im Steuerrecht regelmäßig angepasst werden. Viele Steu-
erzahler müssen Quittungen und Belege sammeln, um höhere Kos-
ten nachzuweisen. Dieser Aufwand würde mit aktualisierten Pau-
schalen entfallen. Der BdSt fordert weiterhin Maßnahmen und 
Veränderungen, die bewirken, dass Bürger und Unternehmer das 
Gesetz und den Inhalt ihres Steuerbescheids auch verstehen kön-
nen. Häufig stehen darin Begriffe, die im heutigen Sprachgebrauch 
nicht mehr vorkommen. Dies führt oft zu Unsicherheiten, erhöhten 
Nachfragen oder unnötigen Einspruchsverfahren. Das kann durch 
eine einfachere Sprache in den Gesetzen vermieden werden. Oft 
bereiten auch die Steuerbescheide selbst Schwierigkeiten. Ob win-
zige Schrift, umständliche Erläuterungen oder Zahlenkolonnen: Die 
Steuerbescheide müssen inhaltlich nachvollziehbarer gestaltet 
werden, damit man Rechenwege nachvollziehen kann und Hinwei-
se des Finanzamts versteht. Auch hier hat der BdSt im Jahr 2021 
wieder zahlreiche Änderungen und Verbesserungen angeregt.

16 Geschäftsbericht 2021

Steuern



Musterprozesse
Stand: 31.12.2021 
Eine wichtige Rolle spielen beim BdSt auch Musterverfahren, mit denen die Rechte der Steuerzahler gewahrt und durchgesetzt 
werden sollen. Die Verfahren richten sich vor allem gegen Regelungen und Vorschriften, die verfassungsrechtlich bedenklich sind 
und solche, die den Steuerzahlern ungerechtfertigte und überzogene finanzielle und bürokratische Belastungen auferlegen. 

	► Erstattungszinsen: Werden sie steuerlich korrekt behandelt?  
vormals FG Düsseldorf – 15 K 4295/12 E und Sprungklage: FG Düsseldorf – 15 K 4450/11

	► Solidaritätszuschlag auf Körperschaftsteuerguthaben:  Muss neben der Auszahlung des festgestellten Körperschaftsteuergutha-
bens auch der Soli ausgezahlt werden? 
BVerfG – 2 BvL 12/11 (Vorlagebeschluss des BFH – I R 39/10; Vorinstanz: FG Köln – 13 K 64/09)

	► Hausnotrufsystem im Privathaushalt: Können die Kosten für ein Hausnotrufsystem als haushaltsnahe Dienstleistung in der Ein-
kommensteuererklärung abgezogen werden, wenn der Steuerzahler noch im eigenen Haushalt lebt? 
BFH VI R 14/21 (Vorinstanz: FG Baden-Württemberg – Aktenzeichen: 5 K 2381/19)

	► Investmentsteuerreform: Dürfen fiktiv festgestellte Gewinne zum 31.12.2017 zu 100 Prozent anerkannt werden, während Ver-
luste, die aus dem Verkauf der Aktien ab 2018 entstehen, nur anteilig berücksichtigt werden? 
FG Köln 15 K 2594/20

	► Kinderfreibetrag 2014: War die Höhe 2014 verfassungsgemäß, hat der Staat also das Existenzminimum von Kindern tatsächlich 
steuerfrei gestellt? 
BFH – III R 13/17 (Vorinstanz: Finanzgericht München – 8 K 2426/15)

	► Kinderfreibetrag: Müssen sich Eltern bei der Einkommensteuer Kindergeld anrechnen lassen, das sie nicht erhalten haben? 
BFH – III R 50/19 (Vorinstanz: FG Hessen 6 K 174/19); Parallelverfahren ebenfalls FG Hessen – 2 K 1471/18

	► Krankengeld und Rentenversicherungsbeiträge: Dürfen die vom Krankengeld abgezogenen Beiträge zur Renten- und Pflegeversi-
cherung bei der Einkommensteuererklärung abgesetzt werden? 
FG Köln – 11 K 1306/20

	► Kurzarbeitergeld für Gesellschaftergeschäftsführer: Haben auch Gesellschaftergeschäftsführer einer GmbH einen Anspruch auf 
Kurzarbeitergeld, wenn sie weniger als 50 Prozent an der Gesellschaft beteiligt sind? 
SG Saarland – S 12 AL 296/20

	► Pflege-WG: Sind die Kosten für die Unterbringung in einer Pflege-WG als außergewöhnliche Belastungen absetzbar? 
BFH VI R 40/20 (Vorinstanz: FG Köln – 3 K 1858/18)

	► Doppelbesteuerung von Renten: Ist eine zweifache Belastung bis zu einer gewissen Bagatellgrenze hinzunehmen? 
BVerfG (2 BvR 1143/21 und 2 BvR 1140/21) BFH – X R 20/19 (Vorinstanz: FG Kassel – 7 K 2456/14)

	► Solidaritätszuschlag: Verstößt die Erhebung des Solis gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit?  
BVerfG – 2 BvL 6/14 (Vorlage durch FG Niedersachsen – 7 K 143/08)

	► Solidaritätszuschlag – Vorauszahlungen für das Jahr 2020: Darf der Soli auch 2020 noch erhoben werden, obwohl die Aufbauhil-
fen für die neuen Bundesländer 2019 endeten? 
BFH – IX R 15/20 (Vorinstanz: FG Nürnberg – 3 K 1098/19)

 → Verbesserung der Steuerformulare 

Der BdSt setzt sich immer wieder für eine Weiterentwicklung der 
Steuerformulare im Sinne der Steuerzahler ein. Bei der Steuererklä-
rung sehen sich die Bürger einer Vielzahl von Formularen, Anlagen 
und Anleitungen ausgesetzt. Diese sind häufig unübersichtlich ge-
staltet und mit schwierigen Fachbegriffen gespickt. Aus Sicht des 
BdSt sind sie verbesserungswürdig und den Bürgern muss das Aus-
füllen erleichtert werden. Dafür müssen die Formulare verständlich 
und übersichtlich gestaltet sein. Die Änderungswünsche des BdSt 
finden oftmals Eingang in die Endfassung neuer Formulare. Auch 
2021 wurden wieder viele Vorschläge und Anregungen des Steuer-
zahlerbunds in den neuen Formularen und den dazugehörigen 
Ausfüllhilfen berücksichtigt. Unter anderem wurde der Vorschlag 
des BdSt aufgegriffen, bei der Anlage V konkretere Hinweise zu ge-
ben, wie eine Totalüberschussprognose auszusehen hat. Außerdem 
hat der BdSt auf die Notwendigkeit hingewiesen, die neue Mobili-

tätsprämie, die Steuerzahler mit geringem Einkommen ab 2021 er-
halten können, zu erläutern. Auch dieser Forderung wurde seitens 
des Bundesfinanzministeriums entsprochen.

→ Im Gespräch mit Politik und Verwaltung

Auch im Jahr 2021 hat der BdSt Hessen erneut mehrere Male den
Hessischen Finanzminister und die Oberfinanzdirektion kontaktiert 
und sich dabei für die Rechte der Steuerzahler eingesetzt. Vorrangi-
ge Themen waren der Umgang der Finanzbehörden mit dem Steu-
erzahler, die Bearbeitungsdauer von Steuererklärungen, die Neue-
rungen im Zusammenhang mit der elektronischen Übermittlung 
von Steuererklärungen, das Steuergeheimnis sowie die Vorgehens-
weise der Finanzämter bei Durchführung von Außenprüfungen 
und Zwangsvollstreckungsmaßnahmen. Auch mit der Steuerbera-
terkammer und dem Steuerberaterverband gab es 2021 wieder 
zahlreiche Kontakte und einen intensiven Meinungsaustausch.
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Steuergeldverschwendung
Politiker und Behörden haben den Auftrag, mit Steuergeldern wirtschaftlich umzugehen. Der Bund der 
Steuerzahler deckt auf, dass dieser Auftrag allzu oft nicht beachtet wird. Im Schwarzbuch, im 
Wirtschaftsmagazin „Der Steuerzahler“ und im Internet berichtet der Verein regelmäßig über typische 
Fälle von Steuergeldverschwendung. Die Veröff entlichung konkreter Beispiele zeigt auf, welche Fehler 
zu Verschwendung führen und soll dazu beitragen, ähnliche Fälle in Zukunft zu vermeiden.
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Zehn Fälle öffentlich gerügt
Hesssische Verschwendungsbeispiele im Schwarzbuch 2021/22

Im Schwarzbuch findet sich in diesem Jahr unter anderem die ge-
plante Umgestaltung des Kasseler Brüder-Grimm-Platzes zu Ehren 
der namensgebenden Volkskundler. Laut Entwurf soll dort für 
knapp 10 Mio. Euro ein Märchenwald mit Kiefern, Lichtkonzept und 
Sprühnebel entstehen. Das kitschige Projekt ist bei den Bürgern 
sehr umstritten. Die Stadt hält jedoch daran fest, wohl auch, weil 
der Bund den größten Teil des Projekts finanziert. Dabei übersieht 
sie vor lauter Bäumen aber offensichtlich die Unterhaltskosten, die 
den Stadthaushalt dauerhaft belasten werden. Aus Sicht des BdSt 
wäre eine schlichte Grünanlage sinnvoller gewesen als ein teures 
Mammutprojekt mit Akzeptanzproblemen.

Im November ist das Schwarzbuch 2021/22 erschienen. Mit der 
Veröffentlichung von rund 100 Beispielen von Steuergeldver-
schwendung will der BdSt dazu beitragen, Ähnliches in Zukunft zu 
verhindern. Nach einer pandemiebedingten Outdoor-Pressekonfe-
renz im Vorjahr stellte der BdSt Hessen die insgesamt zehn hessi-
schen Fälle diesmal wieder vor der Landespressekonferenz im Land-
tags-Gebäude vor. Trotz der notwendigen Auflagen und  Abstands-
regelungen stieß die Veranstaltung auf großes Interesse 
zahlreicher Journalisten der wichtigsten hessischen Rundfunksen-
der sowie Print- und Online-Medien. 

Darüber hinaus ergänzen aber auch Online-Angebote die Print-
Ausgabe: Auf www.schwarzbuch.de sind alle Fälle anschaulich 
aufbereitet. Und im YouTube-Kanal des BdSt Hessen ist neben be-
wegten Bildern zu ausgewählten Fällen auch ein „Making Of“ zu 
finden, das zeigt, wie die Recherchen ablaufen und das Schwarz-
buch entsteht: https://youtu.be/hRVBNFoHvw8

Im Märchenwald vor lauter Bäumen die Folgekosten übersehen

Weil die Stadt Weilburg eine neue Rad- und Gehwegbrücke über 
die Lahn gebaut hat, statt gemeinsam mit der Deutschen Bahn den 
jahrzehntelang genutzten Eisenbahnsteg instand zu setzen, findet 
sie sich 2021 im Schwarzbuch wieder. Für Gesamtkosten von 2,2 
Mio. Euro wurde eine deutlich komfortablere Lösung als bei einer 
Sanierung des bisherigen Stegs realisiert. Die Mehrkosten in Millio-
nenhöhe treffen nicht nur die Weilburger, sondern alle hessischen 
Steuerzahler. Schließlich wurde das neue Bauwerk massiv vom 
Land gefördert. Für den BdSt ist schwer nachvollziehbar, warum 
Stadt und Bahn, also zwei Akteure der öffentlichen Hand, offenbar 
keinen gemeinsamen Nenner im Sinne der Allgemeinheit finden 
konnten. 

In Weilburg wurde der eigene Weg teurer – auch für andere

► � Mehr zum Fall zeigt ein Video des BdSt Hessen:  
 https://youtu.be/e4VxmJ7Deb4
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Einen Eintrag ins Schwarzbuch erhielten auch die drohenden Milli-
onen-Verluste durch risikobehaftete Anlagen bei der inzwischen 
insolventen Greensill-Bank. Mit Eschborn (35 Mio.), Schwalbach a. 
Ts. (19 Mio.), Wiesbaden (15 Mio.), Gießen (10 Mio.), Hanau (2 Mio.) 
und Schauenburg (1 Mio.) hatten sechs hessische Kommunen der 
Pleite-Bank insgesamt 82 Mio. Euro anvertraut. Wiesbaden ist über 
einen Eigenbetrieb mit weiteren 5 Mio. Euro betroffen. Einen be-
sonderen Fokus legt der BdSt Hessen im Schwarzbuch auf die Stadt 
Schwalbach, die im Hinblick auf den Zeitpunkt der Anlage sowie 
die Einhaltung von Vorgaben und Richtlinien besonders fahrlässig 
handelte.

Wahlterminmanöver kostet Geld, Wähler und Vertrauen
Der Steuerzahlerbund kritisiert außerdem, dass die Bürgermeister-
wahl in Heusenstamm Anfang Juli abgehalten wurde, obwohl sie 
problemlos am Tag der Bundestagswahl am 26.9. hätte stattfinden 
können. Zur Begründung wurden allerlei wolkige Argumente vorge-
bracht, hinter vorgehaltener Hand wurde aber vor allem über wahl-
taktische Gründe spekuliert. In der BdSt-Kritik stehen nicht nur die 
Zusatz-Kosten von vergleichsweise überschaubaren 15.000 Euro. 
Ein fragwürdig begründeter Doppel-Wahltermin zehrt auch an der 
Bereitschaft und dem Engagement von Wahlhelfern sowie am 
Wählerzuspruch. Stattdessen sollten Wahlen zusammengelegt 
werden, wo immer das zeitlich möglich ist.

Greensill-Debakel auch in Hessen

Der Bund der Steuerzahler kritisiert zudem, dass sich Idstein beim 
ursprünglich privaten Tournesolbad auf weitreichende Zugeständ-
nisse einließ und sich damit in eine millionenteure Zwickmühle 
manövrierte. Nach der Insolvenz des Betreibers erschien der Kauf 
und Weiterbetrieb des Bads in Eigenregie wirtschaftlicher als die 
vertraglichen Verpflichtungen zu erfüllen. Weil aufwendig saniert 
werden muss und das Bad ein Zuschussgeschäft bleibt, müssen die 
Steuerzahler dafür geradestehen. Aus Sicht des BdSt hätte die 
Stadt die Verträge vorab kritischer prüfen müssen und derart weit-
gehende Verpflichtungen niemals eingehen dürfen. 

Teures Vergnügen Spaßbad – Steuerzahler gehen in Idstein baden

► � Ein BdSt-Video zeigt die Recherchen vor Ort: 
     https://youtu.be/lrgIkpOaTH0

Im Schwarzbuch findet sich außerdem das Land Hessen wegen ei-
ner fragwürdigen Werbekampagne wieder: Mitten in der Corona-
pandemie schaltete das Land Anzeigen, in denen dafür geworben 
wurde, bei den örtlichen Finanzämtern anrufen zu können. Was 
selbstverständlich sein sollte, wird von den Verantwortlichen als 
besonderer Service in Zeiten geschlossener Verwaltungsgebäude 
dargestellt. Die Rechnung für die überflüssige Kampagne bekom-
men die Steuerzahler serviert – ob sie anrufen oder nicht.

Hessen warb mit Kampagne für Anrufe im Finanzamt
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Grundstücks-Storno in Hofgeismar könnte teuer werden
Der BdSt warnt darüber hinaus im Schwarzbuch vor den Kosten ei-
nes möglichen Grundstücks-Stornos des Landkreises Kassel beim 
geplanten Neubau der Kreisklinik in Hofgeismar. Zunächst schien 
eine Fläche gefunden, sodass der Kreis einen Erbpachtvertrag über 
die Laufzeit von 99 Jahren und jährliche Zahlungen von 76.800 
Euro abschloss. Inzwischen wird die Standortfrage aber neu disku-
tiert. Sollte sich der Kreis tatsächlich für ein anderes Grundstück 
entscheiden und nicht aus dem ersten Vertrag herauskommen, 
droht ein Schaden für die Steuerzahler in Höhe von 7,6 Mio. Euro.

► � Alle hessischen Fälle im Schwarzbuch 2021/22 zeigt ein YouTube-Video des BdSt Hessen im Schnelldurchlauf: 
     https://youtu.be/WTMsUaK2Ffo

Auch ein Stadtteil der Landeshauptstadt hat es ins Schwarzbuch 
geschafft: Auf dem Dorfplatz in Wiesbaden-Breckenheim wird an 
einem Weinstand, der von Vereinen alle 14 Tage eröffnet wird, eine 
Toilettenanlage errichtet, obwohl es in der Nähe bereits WCs gibt. 
Weil die zu erwartende Nutzungshäufigkeit in keinem vernünfti-
gen Verhältnis zu den Kosten steht, droht eine Verschwendung von 
Steuergeld in sechsstelliger Höhe. 

Breckenheimer Weinstand-Toilette ist ein Griff ins Klo

Nach der Kommunalwahl begann teures Feilschen um Posten
Auch in einem weiteren Fall stießen die Kosten der Politik auf die 
Kritik des Steuerzahlerbunds: Nach der hessischen Kommunalwahl 
im März 2021 kam es bei den anschließenden Koalitionsverhand-
lungen mancherorts zu fragwürdigen Personalentscheidungen – 
oft aufgrund des Parteienproporzes. Die Vergrößerung des haupt-
amtlichen Magistrats oder Kreisausschusses sowie die Abwahl 
noch länger gewählter Amtsträger belastet die Kassen der Kommu-
nen massiv. Dieses Geld fehlt dann für inhaltliche Projekte. Der 
BdSt hatte sich die Lage in Hessen angesehen und monierte beson-
ders die Vorgänge in Frankfurt und Darmstadt.

Auch aktuelle Entwicklungen im Hinblick auf frühere Schwarz-
buch-Fälle greift der BdSt immer wieder auf. In der Vorjahres-Aus-
gabe kritisierte der Steuerzahlerbund die Fähre zwischen Maintal 
und Mühlheim. Der Kreis Offenbach hatte trotz teurer Pleiten, Pech 
und Pannen viel zu lang daran festgehalten – und das trotz einer 
privat betriebenen Fähre ein paar Kilometer weiter. 2020 kam der 
Kreis endlich zur Einsicht und versteigerte das Schiff im Dezember 
an einen Privatmann, der es nun anders nutzen wird. Der Verkaufs-
erlös von 6.850 Euro ist äußerst überschaubar, wenn man berück-
sichtigt, dass vor der geplanten Wiederinbetriebnahme 2019 rund 
117.000 Euro in die Instandsetzung der Fähre investiert wurden. 
Mit dem Verkauf ist aber zumindest sichergestellt, dass kein weite-
rer Schaden für die Steuerzahler entsteht.

Nachlese: Pannen-Mainfähre im Internet versteigert
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Aufklärung & Information
Der BdSt vertritt die Interessen aller Steuerzahler im Hinblick auf die Steuer- und Finanzpolitik von 
Bund, Ländern und Gemeinden. Dazu nehmen der Vorstand und die Fachreferenten an Diskussions-
runden teil, besuchen Anhörungen und helfen Journalisten, ein Thema zu erschließen. Darüber hinaus 
wird den Mitgliedern und der interessierten Öffentlichkeit ein breites Angebot an kostenlosen Service-
leistungen rund um das Steuerrecht geboten.
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Informationen nicht nur für Mitglieder
„Der Steuerzahler“ und die „HessenZeitung“

Das Wirtschaftsmagazin 
„Der Steuerzahler“
Das Wirtschaftsmagazin „Der Steuerzahler“ 
ist als Vereinsorgan ein wichtiges Mittel des 
Bundes der Steuerzahler, um die Verbands-
meinung zu steuer- und finanzpolitischen 
Problemen darzustellen. Darüber hinaus 
dient die Zeitschrift der Information der 
Mitglieder und der Öffentlichkeit über die 
Arbeit des Verbands.

„Der Steuerzahler“ erscheint zehn Mal pro 
Jahr und wird allen Mitgliedern, den Medi-
en sowie weiten Kreisen des öffentlichen 
Lebens zugestellt, so auch den Abgeordne-
ten des Bundestags und des Hessischen 
Landtags, den Mitgliedern der Landesregie-
rung und den Landräten, Oberbürgermeis-
tern und Bürgermeistern in Hessen.

Die Landesbeilage 
„HessenZeitung“
Mit der Landesbeilage „HessenZeitung“ in-
formiert der hessische Steuerzahlerbund dar-
über hinaus gezielt über die Aktivitäten des 
Landesverbands. Die vier Ausgaben der „Hes-
senZeitung“ des Jahres 2021 erschienen mit 
insgesamt 32 Seiten. 

Zentrale Themen der „HessenZeitung“ waren 
die Verschwendung öffentlicher Mittel in 
Hessen sowie die Finanzlage des Landes und 
der Kommunen. Breiten Raum nahmen auch 
Berichte über aktuelle Steuerfragen und Ur-
teile des Hessischen Finanzgerichts ein.
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Weltweit rund um die Uhr erreichbar
Der Bund der Steuerzahler Hessen im Internet

Website
 
Neben dem Internetauftritt des Bundesverbands gibt es unter 
www.steuerzahler-hessen.de auch eine eigene Internetpräsenz des 
BdSt Hessen. Das Angebot richtet sich sowohl an Mitglieder, als 
auch an Journalisten und die interessierte Öffentlichkeit. Neben ei-
ner Selbstdarstellung des BdSt Hessen und der Vorstellung aller 
Ansprechpartner in der Geschäftsstelle, finden sich dort aktuelle 
Presseinformationen und Stellungnahmen, Steuertipps, Einladun-
gen zu Vortragsveranstaltungen sowie kurze Inhaltsangaben zu 
den verfügbaren Publikationen.

Social Media
 
Der BdSt Hessen ist auch in den sozialen Netzwerken Facebook, 
Twitter und YouTube vertreten. Nutzer können dort direkt aktuelle
Meldungen, Fotos und Videos kommentieren oder mit Vertretern 
des BdSt Hessen in Kontakt treten.

Newsletter
 
Regelmäßig verschickt der Verband den E-Mail- Newsletter “BdSt 
Hessen aktuell“ an alle Interessierten. Er beinhaltet in knapper 
Form aktuelle Informationen über die Arbeit und Aktionen des 
Bundes der Steuerzahler, Einladungen zu Veranstaltungen sowie 
Steuertipps.
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NACH JAHRESWECHSEL PLATZ 
IM AKTENSCHRANK SCHAFFEN 
Bund der Steuerzahler Hessen informiert über 
Aufbewahrungsfristen / Stichjahre 2010 und 2014/ 
Sonderregelung für Privatpersonen mit Spitzenverdienst

SCHNEESCHIPPEN VON DER STEUER ABSETZEN	
Bund der Steuerzahler Hessen: So beteiligen Sie das Finanzamt 
an den Kosten für den Winterdienst!

NEUJAHRSVORSATZ:  
WAHLRECHT REFORMIEREN!	  
Bund der Steuerzahler Hessen erwartet, dass aktuelle Anhörung 
Ausgangspunkt für fraktionsübergreifende Reform ist / XXL-
Landtag muss Ausnahme bleiben – 110 Abgeordnete sind 
genug!

VORBILDLICHE KOMMUNALE PROJEKTE  
MIT SPAR-EURO AUSGEZEICHNET 
Bund der Steuerzahler Hessen und Hessischer Städte- und 
Gemeindebund würdigen Beispiele für wirtschaftliches 
Verwaltungshandeln, interkommunale Zusammenarbeit und die 
Förderung des bürgerschaftlichen Engagements

JA ZUR FUSION VON ALLENDORF  
UND BROMSKIRCHEN 
Bund der Steuerzahler Hessen: Synergieeffekte führen zu 
signifikanten Einsparungen / Freiwilliger Zusammenschluss 
wäre beispielgebend für den Kreis Waldeck-Frankenberg und 
ganz Hessen

WURDE MIT GREENSILL-ANLAGEN  
STEUERGELD VERSCHWENDET?	  
Bund der Steuerzahler Hessen fordert umfassende 
Aufarbeitung: Verstoß gegen Vorschriften oder mangelnde 
Information? / Verständnis für schwierige Anlagesituation für 
Kommunen / Vergleichbare Risiken in der Zukunft verhindern / 
Alle Mittel nutzen, um Greensill-Schaden zu begrenzen

WENIGE, ABER HEFTIGE 
GRUNDSTEUERERHÖHUNGEN  
IM MAIN-TAUNUS-KREIS	  
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale 
Haushalts- und Steuerpolitik / Bad Soden und Hochheim drehen 
an der Steuerschraube / Zwei Kommunen können 
Haushaltsdefizit nicht ausgleichen, sieben Kommunen müssen 
auf Rücklagen zurückgreifen / Drei Kommunen schaffen 
Straßenbeiträge ab

HAUPTAMTLICHE MAGISTRATE NICHT 
AUFBLÄHEN	  
Bund der Steuerzahler Hessen: Sparsamkeit statt 
Parteienproporz in den hessischen Städten und Gemeinden / 
Obergrenze für hauptamtliche Beigeordnete einführen / Abwahl 
nur in Ausnahmefällen vertretbar

HESSEN WARTEN DURCHSCHNITTLICH  
1,5 MONATE AUF  
IHREN STEUERBESCHEID 
Bund der Steuerzahler vergleicht Bearbeitungszeiten / 
Steuererklärungen werden in Hessen im Schnitt innerhalb von 
47,1 Tagen bearbeitet / Im Ländervergleich nur Platz 12 von 16 / 
Spitzenreiter Berlin ist zehn Tage schneller

ODENWALD-KOMMUNEN MÜSSEN AUF 
RÜCKLAGEN ZURÜCKGREIFEN	  
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale 
Finanzpolitik / Drei Viertel der Kommunen mit Defizit im 
Haushaltsplan / Oberzent erhöhte Gewerbe-, Grund- und 
Bagatellsteuern teilweise kräftig

WETTERAU-KOMMUNEN GREIFEN AUF 
RÜCKLAGEN ZURÜCK STATT STEUERN ZU 
ERHÖHEN 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale 
Finanzpolitik / Zehn Kommunen planen mit Defizit / Hirzenhain 
senkte Grundsteuer B / Drei Kommunen schafften 
Straßenbeiträge ab

Der BdSt Hessen macht Druck
Offensive Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Presseinformationen 2021 
Wichtigstes Instrument der Öffentlichkeitsarbeit des Bundes der Steuerzahler sind Presseinformationen. Im Jahr 2021 

wandte sich der BdSt Hessen mit insgesamt 46 Meldungen an die Öffentlichkeit.
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STEUERZAHLERBUND BEGRÜßT VERZICHT  
AUF HAUPTAMTLICHEN BEIGEORDNETEN  
IN HOHENSTEIN 
Bund der Steuerzahler Hessen: Beigeordneten-Posten für kleine 
Gemeinde Hohenstein unangemessen / Hohe Folgekosten im 
Blick halten / Landesgesetzgeber sollte klare Regeln schaffen / 
Abgang der Hauptamtsleiterin für interkommunale 
Zusammenarbeit nutzen

KOMMUNEN IM KREIS LIMBURG-WEILBURG 
KOMMEN FINANZIELL GUT  
DURCH CORONA-KRISE 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale 
Finanzpolitik / Wenige Steuererhöhungen / Vier Kommunen 
planen mit Defizit / Drei Kommunen schaffen Straßenbeiträge 
ab

SO BEHALTEN SENIOREN BEI DER 
STEUERERKLÄRUNG DEN ÜBERBLICK 
Bund der Steuerzahler Hessen: Immer mehr Rentner müssen 
Steuern zahlen / Neue Formulare für die 
Einkommensteuererklärung 2020 / Kostenloser Ratgeber dient 
als nützliche Schritt-für-Schritt-Anleitung

KOMMUNEN IM KREIS FULDA GREIFEN AUF 
RÜCKLAGEN ZURÜCK STATT AN DER 
STEUERSCHRAUBE ZU DREHEN 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale 
Finanzpolitik / Keine Erhöhungen bei Grundsteuer A und B sowie 
Gewerbesteuer / 16 von 23 Kommunen müssen auf Rücklagen 
zurückgreifen / Eiterfeld schafft Straßenbeiträge ab

KOMMUNEN IM LANDKREIS WALDECK-
FRANKENBERG KOMMEN BISHER GUT  
DURCH DIE CORONA-KRISE 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale Finanzpolitik 
/ Wenige Erhöhungen bei Grund- und Gewerbesteuer / Alle 
Kommunen können Haushalte ausgleichen / Allendorf (Eder), Bad 
Arolsen und Korbach schaffen Straßenbeiträge ab

VIERTER HAUPTAMTLICHER IM KREIS GIEßEN 
UNANGEMESSEN UND DAS FALSCHE SIGNAL 
Bund der Steuerzahler Hessen: Auf Wahl eines weiteren 
hauptamtlichen Beigeordneten verzichten / Obergrenze 
wiedereinführen / Folgekosten im Blick behalten

KOMMUNEN IM KREIS MARBURG-BIEDENKOPF 
MEISTERN CORONA-KRISE  
BISHER FINANZIELL GUT 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale  
Finanzpolitik / Nur in Wetter Grundsteuererhöhungen zu 
verzeichnen / Hälfte der Kommunen muss auf Rücklagen 
zurückgreifen / Kreis bleibt weiter deutlich unter Hessen-Schnitt

FRANKFURTER KOALITIONSPLÄNE  
ZU LASTEN DER STEUERZAHLER 
Bund der Steuerzahler Hessen: Keine Ausweitung des 
hauptamtlichen Magistrats / Auf Abwahl hauptamtlicher Stadträte 
verzichten / Obergrenze einführen / Folgekosten im Blick behalten

VIELE LAHN-DILL-KOMMUNEN MÜSSEN  
AUF RÜCKLAGEN ZURÜCKGREIFEN 
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Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale 
Finanzpolitik / Wenige, aber heftige Belastungssteigerungen / 
Hüttenberg schafft Straßenbeiträge ab

LANDTAG OHNE REFOMBEREITSCHAFT 
IN EIGENER SACHE 
Bund der Steuerzahler Hessen: Veränderungsbedarf wurde 
ignoriert / XXL-Landtag in Zukunft die Regel

KOMMUNEN IM SCHWALM-EDER-KREIS  
KOMMEN BISHER GUT DURCH DIE CORONA-KRISE 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale Finanzpolitik 
/ Nur Ottrau erhöht Gewerbesteuer und Grundsteuern / Die 
meisten Kommunen können Haushalte ausgleichen / Gilserberg 
und Malsfeld schaffen Straßenbeiträge ab

KOMMUNEN IM HOCHTAUNUSKREIS  
KOMMEN BISHER GUT DURCH DIE CORONA-KRISE 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale Steuerpolitik 
/ Wehrheim und Neu-Anspach drehen an der Steuerschraube / Fast 
alle Kommunen können Haushalte ausgleichen / Keine 
Änderungen bei Straßenbeiträgen

KOMMUNEN IM LANDKREIS GIESSEN KÖNNEN 
UND MÜSSEN AUF RÜCKLAGEN ZURÜCKGREIFEN 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale Finanzpolitik 
/ Wenige Erhöhungen bei Grundsteuern und Gewerbesteuer / Alle 
Kommunen können Haushalte ausgleichen / Rabenau führt 
Straßenbeiträge ein

STEUERZAHLERBUND FORDERT AUFLÖSUNG DES 
SONDERVERMÖGENS UND ZEITNAHE RÜCKKEHR 
AUS DEM KRISENMODUS 
Bund der Steuerzahler Hessen zieht nach einem Jahr kritische 
Bilanz zum Sondervermögen / Finanzierung von Corona mit 
regulären Haushalten und Nachtragshaushalten von Anfang an der 
bessere Weg / Einige Projekte haben keinen Bezug zur Pandemie / 
Zeitnah aus dem Krisenmodus herauskommen

FRIST FÜR STEUERERKLÄRUNG  
VERLÄNGERT 
Bund der Steuerzahler Hessen: Abgabe der 
Einkommensteuererklärung 2020 bis Anfang November 2021 
möglich/ Hessische Steuerzahler müssen bis 1.11. einreichen 

KOMMUNEN IN HERSFELD-ROTENBURG  
SENKEN STEUERN TROTZ CORONA 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale 
Finanzpolitik / Keine Steuererhöhungen, Hohenroda und 
Ronshausen senken Belastung / Alle Kommunen können Defizite 
ausgleichen / Ronshausen schafft Straßenbeiträge ab

KEINE STEUERERHÖHUNGEN IN  
DARMSTADT-DIEBURG TROTZ CORONA 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale 
Finanzpolitik / Keine Steuererhöhungen, Münster senkt 
Gewerbesteuer / Fast alle Kommunen können Defizite 
ausgleichen / Mühltal und Otzberg schaffen Straßenbeiträge ab

MASSIVE STEUERERHÖHUNGEN IM  
RHEINGAU-TAUNUS-KREIS 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale 
Finanzpolitik im Rheingau-Taunus-Kreis / In Lorch am Rhein nun 
doch höchster Hebesatz für Grundsteuer B in ganz Hessen / 
Massive Erhöhung auch in Hohenstein / Zehn Haushalte zeigen 
Defizit

CORONA TRIFFT KOMMUNEN IM  
LANDKREIS OFFENBACH FINANZIELL HART 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale 
Finanzpolitik / Mehr und zum Teil massive Erhöhungen bei 
Grundsteuer B / Keine Veränderungen bei Grundsteuer A / 
Dietzenbach kann geplantes Defizit nicht ausgleichen / Acht 
Kommunen müssen auf Rücklagen zugreifen

VOGELSBERG-KOMMUNEN SPÜREN  
FINANZIELLE CORONA-BELASTUNGEN 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale 
Finanzpolitik / Weitere Erhöhungen bei Grundsteuern und 
Gewerbesteuer / Mehrheit der Kommunen müssen auf 
Rücklagen zurückgreifen / Vier Kommunen schaffen 
Straßenbeiträge ab

TROTZ CORONA DEUTLICH WENIGER 
STEUERERHÖHUNGEN AN DER BERGSTRASSE  
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale 
Finanzpolitik / Nur Mörlenbach erhöhte Grundsteuer B / 
Lampertheim schaffte Straßenbeiträge ab / Zwei Kommunen 
können geplantes Defizit nicht ausgleichen

ÜBER DIE HÄLFTE DER GRÖSSEREN STÄDTE  
IN HESSEN MUSS AUF RÜCKLAGEN 
ZURÜCKGREIFEN 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale 
Finanzpolitik / Jede zehnte Stadt oder Gemeinde mit mehr als 
20.000 Einwohnern kann Haushalt 2021 nicht ausgleichen / 
Allerdings weniger Steuererhöhungen als im Vorjahr

VERBÄNDE GEGEN HESSISCHE PLÄNE  
FÜR GRUNDSTEUER C 
Gemeinsamer Appell von Haus & Grund Hessen und dem Bund 
der Steuerzahler Hessen
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KOMMUNEN IM MAIN-KINZIG-KREIS KÖNNEN IN 
DER KRISE RÜCKLAGEN NUTZEN 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale Finanzpolitik 
/ Nur Ronneburg kann Defizit nicht ausgleichen / Viele Städte und 
Gemeinden gleichen Defizit durch Rücklagen aus / Birstein und 
Schöneck reduzierten Hebesätze / Leichte Erhöhungen in Erlensee 
/ Schlüchtern schafft Straßenbeiträge ab

JA ZUR FUSION VON LAHNTAL, MÜNCHHAUSEN 
UND WETTER! 
Bund der Steuerzahler Hessen: Synergieeffekte führen zu 
signifikanten Einsparungen / Freiwilliger Zusammenschluss wäre 
beispielgebend für den Kreis Marburg-Biedenkopf und ganz 
Hessen

TROTZ CORONA KAUM STEUERERHÖHUNGEN IM 
LANDKREIS KASSEL 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale Finanzpolitik 
/ Ahnatal und Bad Karlshafen können Defizite nicht kompensieren 
/ Viele Städte und Gemeinden gleichen Defizit durch Rücklagen 
aus / Niestetal und Reinhardshagen reduzierten Gewerbesteuer / 
Heftige Grundsteuererhöhung in Ahnatal

KOMMUNEN IM LANDKREIS GROSS-GERAU 
KÖNNEN IN CORONA AUF RÜCKLAGEN 
ZURÜCKGREIFEN 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale Finanzpolitik 
/ Kaum Erhöhungen bei Gewerbe- und Grundsteuern / 
Grundsteuern nach wie vor auf sehr hohem Niveau / Mehrzahl der 
Kommunen kann Defizit durch Rücklagen ausgleichen

KOMMUNEN IM WERRA-MEISSNER-KREIS 
GREIFEN AUF RÜCKLAGEN ZURÜCK STATT AN DER 
STEUERSCHRAUBE ZU DREHEN 
Bund der Steuerzahler Hessen beleuchtet kommunale Finanzpolitik 
/ Keine Erhöhungen bei Grundsteuer A und B sowie Gewerbesteuer 
/ Vier Kommunen müssen auf Rücklagen zurückgreifen / Bad 
Sooden-Allendorf und Ringgau können Defizit nicht ausgleichen / 
Abschaffung von Pferde- und Vergnügungssteuer in Bad Sooden-
Allendorf 

WANN ERHEBT AUCH HESSEN ENDLICH 
GEBÜHREN FÜR RISIKOSPIEL-EINSÄTZE DER 
POLIZEI? 

Bund der Steuerzahler Hessen: Nach Rechnungshöfe-Appell kein 
Grund mehr für Zurückhaltung von Innenminister Beuth / Hessen 
muss sich Bremen endlich anschließen und Gebührenerhebungs-
Grundlage schaffen

URTEIL ZUM SONDERVERMÖGEN GUTE 
NACHRICHT FÜR STEUERZAHLERINNEN UND 
STEUERZAHLER 
Bund der Steuerzahler Hessen: Schattenhaushalt der 
Landesregierung gescheitert / Finanzierung von Corona mit 
regulären Haushalten und Nachtragshaushalten von Anfang an der 
bessere Weg / Einige Projekte haben keinen Bezug zur Pandemie 

STEUERGELDVERSCHWENDUNG IN HESSEN 
Bund der Steuerzahler Hessen stellt Schwarzbuch 2021/22 vor / 
Zehn hessische Fälle

JETZT DIE WEICHEN FÜR GESUNDE FINANZEN 
STELLEN 
Bund der Steuerzahler Hessen: Rechnungshof-Forderung nach 
baldigen Konsolidierungsbemühungen der Kommunen ist richtig / 
Dabei mehr interkommunale Zusammenarbeit und Digitalisierung 
im Fokus

PFUNGSTÄDTER HESSENTAGS-HILFERUF ERNST 
NEHMEN! 
Bund der Steuerzahler Hessen unterstützt Appell zur Absage des 
Landesfests 2023 aus Kostengründen / Land in der Pflicht: Corona-
Pandemie erhöht finanzielle Belastung / Für bescheideneres Fest 
Nachbarländer zum Vorbild nehmen

HUNDESTEUER ENDLICH ABSCHAFFEN! 
Bund der Steuerzahler Hessen: Hundesteuer ist willkürlich und 
unverhältnismäßig / Geringes Aufkommen, hoher Aufwand, nicht 
zweckgebunden / Breite Spanne bei Belastung in Hessen

STEUERÄNDERUNGEN IN STEUERERKLÄRUNG 
2021 „EINBAUEN“ 
Bund der Steuerzahler Hessen informiert über Änderungen bei der 
Pendlerpauschale, den Behinderten- und den 
Pflegepauschbeträgen / Homeoffice-Pauschale auch für 2021 
absetzbar / Kostenloser BdSt-Ratgeber mit Informationen über die 
Steueränderungen 2021 und aktuelle Steuertipps

ZD
F
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Interviews für TV und Radio
Im Jahr 2021 kamen Vorstand und Beschäftigte 
des Bundes der Steuerzahler Hessen in diversen 
Fernseh- und Hörfunkinterviews persönlich zu 
Wort. In der Regel wurden diese O-Töne mehrfach 
gesendet.

TV-Sendungen:

12.01.2021	 hallo hessen (hr) 
Steuererklärung / Steueränderungen

17.02.2021	 mex (hr) 
Kommunale Finanzen in der Corona-Pandemie

16.09.2021	 hessenschau (hr) 
Trennung von Fraktions- und Parteiaufgaben

09.11.2021	 hessenschau (hr) 
Hessische Schwarzbuch-Fälle

09.11.2021	 17:30 live (Sat.1) 
Hessische Schwarzbuch-Fälle

09.11.2021	 RTL Hessen (RTL) 
Hessische Schwarzbuch-Fälle

Radio-Sendungen:

16.04.2021	 High Noon (Radio Rheinwelle)
Studiogespräch zu diversen Themen

12.05.2021	 hr-INFO
Doppelbesteuerung von Renten

12.05.2021	 hr1
Doppelbesteuerung von Renten

18.05.2021	 hr4
Vierter Hauptamtlicher im Landkreis Gießen

31.05.2021	 hr1
Doppelbesteuerung von Renten

31.05.2021	 hr4
Doppelbesteuerung von Renten

31.05.2021	 hr-INFO
Doppelbesteuerung von Renten

13.07.2021	 hr-INFO
Corona-Sondervermögen der Landesregierung

14.08.2021	 Sport am Samstag (Deutschlandfunk)
Staatliche Finanzierung von Stadion-Projekten

09.11.2021	 hr-INFO 
Hessische Schwarzbuch-Fälle 

09.11.2021	 Hit-Radio FFH 
Hessische Schwarzbuch-Fälle 

10.12.2021	 High Noon (Radio Rheinwelle)
Studiogespräch zu diversen Themen

10.12.2021	 Radio Darmstadt
Ausführliches Gespräch zu diversen Themen

15.12.2021	 Hit-Radio FFH 
Hessentage Haiger und Pfungstadt
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Video-Kanal
 
Seit Beginn der Corona-Pandemie forciert der BdSt Hessen seine Aktivitäten im Video-Portal YouTube.  
Weil Präsenz-Veranstaltungen selten möglich waren, wurden Online-Angebote und dabei vor allem 
Bewegtbild-Formate immer wichtiger. Auf dem Kanal „BdSt Hessen“ finden Interessierte sowohl kurze 
Statements und kompakte Steuertipps als auch ausführliche Vorträge, kurzweilige „Making Ofs“ oder 
skurrile Berichte von Verschwendungs-Fällen in Hessen. Das Angebot wird stetig ausgebaut und 
erfreut sich wachsender Beliebtheit. Einige Beispiele der insgesamt 32 Filme aus dem Jahr 2021:

Steuertipps

Analysen und Aktionen

Verschwendungsfälle
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Gespräche, Vorträge und Diskussionen

13.01.2021	 Hybrid-Veranstaltung
Gastvortrag beim Neujahrsempfang der FDP Main-Taunus

03.03.2021	 Online-Veranstaltung
Vortrag bei einer öffentlichen Diskussionsveranstaltung der IHK 
Gießen-Friedberg zum Thema Kommunalfinanzen

21.05.2021	 Videokonferenz
Gespräch mit Marion Schardt-Sauer, finanzpolitische Sprecherin 
der FDP-Landtagsfraktion, zur Grundsteuer-Reform

31.05.2021	 Videokonferenz
Gespräch mit Vertretern der AfD-Landtagsfraktion zur Zukunft des 
Kassel Airport

14.07.2021	 Fulda
Teilnahme an der Eröffnung der Ausstellung „75 Jahre Verfassung 
in Hessen und Fulda“ (Exponat: Schuldenuhr des BdSt Hessen)

19.08.2021	 Hünfeld
Gespräch und Besichtigungstermin zum Rathausumbau (siehe 
Foto oben) mit Bürgermeister Benjamin Tschesnok 

02.09.2021	 Kassel
Gast bei der Mitgliederversammlung des Hessischen Städtetags

05.10.2021	 Hadamar
Gespräch mit Bürgermeister Michael Ruoff und weiteren Stadtver-
tretern zur geplanten Renovierung/Neukonzeption des Stadtmu-
seums

03.11.2021	 Wiesbaden
Mündliche Anhörung zur Grundsteuer-Reform im Haushaltsaus-
schuss des Hessischen Landtags

09.11.2021	 Wiesbaden
Pressekonferenz zur Vorstellung der hessischen Fälle im Schwarz-
buch 2021/22 im Hessischen Landtag (siehe Foto unten)

27.11.2021	 Oberursel
Gespräch mit dem Vorsitzenden der Verbands Wohneigentum Mi-
chael Schreiber

Ausgewählte Termine
 
Ein wichtiger Teil der Öffentlichkeitsarbeit des BdSt Hessen besteht darin, durch Veranstaltungen, 
Vorträge, Pressetermine und Gespräche mit Vertretern von Politik und Verwaltung im Sinne der 
Vereinsziele zu wirken. Aufgrund der Corona-Pandemie gab es 2021 jedoch weniger Termine als sonst, 
zudem fanden diese teilweise in einem anderen Rahmen statt.

31Geschäftsbericht 2021

Aufklärung und Information



Der BdSt hilft Ihnen weiter
Unser Wissen kompakt für Sie zusammengefasst
Der Bund der Steuerzahler bietet eine Fülle an kostenlosen Serviceleistungen zum Steuerrecht sowie zur 
Steuer- und Finanzpolitik.

Broschüren und Ratgeber
Beim BdSt Hessen können Sie eine breite Palette an Broschüren 
und Ratgebern rund um das Steuerrecht kostenfrei bestellen. 
Aktuell stehen folgende ausführliche Publikationen zur Verfügung:

	► Auto und Steuern
	► Erben und Vererben
	► Fahrtenbuch
	► Familie und Steuern
	► Arbeiten in Haus und Garten
	► Lernprogramm Einkommensteuer
	► RentenKompass
	► Richtsätze der Finanzverwaltung für Umsatz und Gewinn
	► Senioren und Steuern
	► Steueränderungen 2021
	► SteuerzahlerKompass
	► Steuererklärung für Arbeitnehmer 2020
	► Steuererklärung für Senioren 2020
	► Steuerleitfaden für Jungunternehmer
	► Steuern rund ums Haus
	► SteuerTipps für Arbeitnehmer von A bis Z
	► Mehr Netto vom Brutto: Das A-Z der lohnsteuerfreien  
Zuwendungen

	► Meine erste Steuererklärung
	► Die Steuerprüfung

Darüber hinaus bietet die Ratgeberreihe „Wir informieren“
kurze und verständliche Informationen zu rund 80 weiteren steuer-
lichen Themen.

Speziell an Kommunalpolitiker richtet sich folgende
Veröffentlichung:

	► Kommunalkompass – Sparen in der Kommune

Mit Rat und Tat an Ihrer Seite
Die Fachleute des BdSt Hessen beantworten gerne auch persönlich 
allgemeine Fragen zum Steuerrecht sowie zu kommunalen Gebüh-
ren und Beiträgen. Man erreicht den BdSt Hessen rund um die Uhr 
per E-Mail, Fax oder Telefon. Viele der Informationen sind auch 
schnell und einfach über die Website www.steuerzahler-hessen.de 
erhältlich. Der Bund der Steuerzahler bietet eine Fülle an kostenlo-
sen Serviceleistungen zum Steuerrecht sowie zur Steuer- und Fi-
nanzpolitik.
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Gesetzliche Krankenversicherung für Selbständige
	► 7. Januar online

Erben und Vererben
	► 11. Januar online
	► 14. Januar online
	► 28. Mai online
	► 2. Juni online

Senioren und Steuern
	► 19. Januar online
	► 28. Januar online
	► 11. Februar online

Vorsorgevollmacht
	► 25. Februar online
	► 11. März online
	► 28. Mai online
	► 28. Juni online

Rechtsschutz für Steuerzahler
	► 25. März online
	► 15. April online
	► 26. August online

Patientenverfügung und Betreuungsverfügung
	► 3. Mai online
	► 1. Juli online

Haushaltsnahe Dienstleistungen und außergewöhnliche 
Belastungen

	► 4. Mai online 

Meine erste Steuererklärung
	► 6. Mai online
	► 14. Juni online

Guter Nachbar, böser Nachbar
	► 27. Mai online

Strukturiert durch die Bilanz – ein roter Faden
	► 1. Juni online

Geld zurück: 25 Steuertipps, die niemand vergessen sollte
	► 30. Juni online
	► 29. Juli online
	► 7. September in Wiesbaden
	► 4. November in Hadamar
	► 18. November online

Unternehmensführung
	► 13. Juli online

Auto und Steuern
	► 14. Juli online

Storytelling – Wie ich mich und mein Unternehmen präsentiere
	► 3. August online

Betriebsprüfung
	► 18. Mai online
	► 20. Mai online

Haus und Steuern
	► 31. August in Wiesbaden
	► 26. Oktober in Wetzlar

Jahresabschlussanalyse
	► 15. September in Oberursel

WEG-Recht - Was Eigentümer beachten sollten
	► 21. September online
	► 23. September online

Betriebliche Altersversorgung
	► 14. Oktober online

Steuerbegünstigte Zuwendungen an Arbeitnehmer
	► 21. Oktober online

Grundlagen des kommunalen Haushalts
	► 26. Oktober online
	► 28. Oktober online
	► 3. November online	

Aktuelle Steueränderungen für Privatpersonen
	► 16. November online

Aktuelle Steueränderungen für Unternehmer
	► 23. November online

Unterstützung für meinen Verein – Beziehungspflege und 
Fundraising

	► 8. Dezember online

Das gemeinschaftliche Testament
	► 16. Dezember online

Vortragsveranstaltungen
 
2021 hat der BdSt Hessen 46 kostenlose 
Vortragsveranstaltungen durchgeführt. Wegen 
der Corona-Pandemie gab es weniger Präsenz-
termine, dafür aber umso mehr Online-Seminare.
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Am 2. September fand die jährliche Mitgliederversammlung des 
BdSt Hessen in Wiesbaden statt. Unter Einhaltung von Abstands- 
und Hygieneregeln kamen zahlreiche Mitglieder in den Meistersaal 
der Handwerkskammer. 

Dr. Martin J. Worms, Staatssekretär im Hessischen Finanzministeri-
um (Foto) erläuterte die Finanzpolitik des Landes während der Pan-

demie. Dabei vertei-
digte er das Vorge-
hen der Landes- 
regierung, ein kre-
ditfinanziertes Son-
dervermögen auf-
zulegen. Abschlie-
ßend würdigte Dr. 
Worms den BdSt 
Hessen als kriti-

schen Begleiter und konstruktiven Mahner, der der Demokratie ins-
gesamt gut tue.  

Der Vorstandsvorsitzende Joachim Papendick erläuterte die 
Schwerpunkte des BdSt Hessen im Jahr 2020. Mit der Corona-Krise 
im Frühjahr seien schwere Zeiten auf Land und Kommunen zuge-
kommen, die das Land zu einer dramatischen Wende in der Finanz-
politik gezwungen hätten. Insbesondere das von Schwarz-Grün 
eingeführte Sondervermögen sowie die Aushöhlung der Schulden-
bremse habe der Verband massiv kritisiert. Weitere Themen des 
Jahres seien die Forderung nach einer Wahlrechtsreform des XXL-
Landtags, die Untersuchung der Pandemie-Auswirkungen auf die 
kommunalen Finanzen, die Grundsteuer-Reform, der Kampf gegen 
kommunale Steuererhöhungen, die Forderung nach Wahlzusam-
menlegungen, die Auseinandersetzung mit Bagatellsteuern wie 
der Hundesteuer sowie natürlich die Recherche potenzieller Ver-
schwendungsfälle gewesen. Zu besonders vielen Medienberichten 

Mitgliederversammlung
Lage in der Pandemie diskutiert / Brandes nach langer Amtszeit verabschiedet

habe erneut das Schwarzbuch geführt. Der Verein habe neben klas-
sischer Pressearbeit auch direkte Wege der PR, etwa über soziale 
Netzwerke, genutzt. Abschließend erläuterte Papendick die wich-
tigsten Einnahme- und Ausgabepositionen des Jahres 2020.

Der Verwaltungsratsvorsitzende Dr. Matthias Leder berichtete über 
die Arbeit seines Gremiums. Die Rechnungsprüfung habe keine Be-
anstandungen ergeben. Vorstand und Verwaltungsrat hätten sich 
intensiv mit dem Prüfbericht beschäftigt. Die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Vereins seien weiterhin geordnet. Beide Gremien 
wurden nach der Aussprache jeweils ohne Gegenstimmen entlas-
tet.

Der stellvertretende Verwaltungsratsvorsitzende Harald Brandes 
(auf Foto rechts) schied auf eigenen Wunsch aus dem Gremium 
aus. Dr. Leder (links) dankte Brandes für sein langjähriges ehren-
amtliches Engage-
ment. Für den frei-
werdenden Platz im 
Verwaltungsrat 
stand Nicola Vogt 
zur Verfügung; zu-
dem war Bernhard 
Mundschenk zu ei-
ner Wiederwahl be-
reit. Beide wurden 
von der Mitgliederversammlung jeweils einstimmig gewählt. Darü-
ber hinaus wählten die Mitglieder mit der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Schüllermann und Partner AG einen neuen Rechnungs-
prüfer für die Jahre 2021 bis 2023. 

2020 konnten 407 Mitglieder für 50 oder 25 Jahre Mitgliedschaft 
geehrt werden. Drei Jubilare nahmen ihre Ehrenurkunden persön-
lich entgegen.
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Vorstand
Dem Vorstand gehörten im Berichtsjahr an:

► Vorsitzender	 Joachim Papendick
Diplom-Volkswirt
Offenbach

► Stellvertretende Vorsitzende	 Silvia Diemer-de Schepper
Rechtsanwältin
Traben-Trarbach

	► Weiteres Mitglied		  Annerose Warttinger
Fachanwältin für Steuer-		

					     recht, Steuerberaterin und 		
Wirtschaftsprüferin
Wiesbaden

Verwaltungsrat
Dem Verwaltungsrat des Landesverbands gehörten im Berichts-
jahr an:

► Vorsitzender	 Dr. Matthias Leder
Hauptgeschäftsführer der
IHK Gießen-Friedberg
Rockenberg

	► Stellvertretender Vorsitzender	 Harald Brandes (bis 2.9.2021)
ehemals Hauptgeschäftsfüh-	

					     rer der Handwerkskammer
Wiesbaden
Wiesbaden

► Weitere Mitglieder		 Prof. Dr. Hans Herbert  
von Arnim
Deutsche Hochschule für 		
Verwaltungswissenschaften
Speyer

Jörg Brömer
Diplom-Wirtschaftsingeni-		

					     eur, Geschäftsführer
Wiesbaden

Prof. Dr. Manfred
Eibelshäuser
Präsident des Hessischen
Rechnungshofs a.D.
Maintal

Andreas Groß
Obermeister der Kfz-Innung 	
Lahn-Dill
Wetzlar

Bernhard Mundschenk
Hauptgeschäftsführer der 
Handwerkskammer Wies- 

					     baden 
Mainz

Bernd Nicolai
Bauingenieur, Kaufmann
Walluf

Cornelia E. Peter
Diplom-Kauffrau /  
Steuerberaterin
Niedernhausen

Nicola Vogt (ab 2.9.2021)
Leiterin Private Banking- 
Center Heil- und freie Berufe 
Nassauische Sparkasse
Eltville
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Das Geschäftsstellenteam des BdSt Hessen
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BdSt Hessen beschäftigen sich mit der Steuer- und Finanzpolitik des Landes sowie der hessi-
schen Kommunen und stehen den Mitgliedern bzw. Interessenten für allgemeine Fragen zu ihren Fachgebieten und rund um die Mit-
gliedschaft zur Verfügung. Stand: 31.12.2021.

Joachim Papendick
Vorsitzender / Landeshaushalt

Tel. 0611 99 21 9 - 0
Fax 0611 99 21 9 - 51
papendick@steuerzahler-hessen.de

Martina Bell
Büroleiterin

Tel. 0611 99 21 9 - 31
Fax 0611 99 21 9 - 51
bell@steuerzahler-hessen.de

Martin Frömel
Steuerfragen

Tel. 0611 99 21 9 - 40
Fax 0611 99 21 9 - 51
froemel@steuerzahler-hessen.de

Jana Jacobi
Mitglieder- und Interessentenservice

Tel. 0611 99 21 9 - 21
Fax 0611 99 21 9 - 51
jacobi@steuerzahler-hessen.de

Eva Kugler
Verschwendungsfälle

Tel. 0611 99 21 9 - 41
Fax 0611 99 21 9 - 51
kugler@steuerzahler-hessen.de

Eva Richter 
Veranstaltungen

Tel. 0611 99 21 9 - 25
Fax 0611 99 21 9 - 51
richter@steuerzahler-hessen.de

Angelika Siedler
Mitgliedschaft / Spenden

Tel. 0611 99 21 9 - 23
Fax 0611 99 21 9 - 51
siedler@steuerzahler-hessen.de

Moritz Venner
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tel. 0611 99 21 9 - 33
Fax 0611 99 21 9 - 51
venner@steuerzahler-hessen.de
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Jochen Kilp 
Kommunale Finanzen / 
Verschwendungsfälle

Tel. 0611 99 21 9 - 42
Fax 0611 99 21 9 - 51
kilp@steuerzahler-hessen.de
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Dem Bund der Steuerzahler Deutschland und dem Deutschen 
Steuerzahlerinstitut des Bundes der Steuerzahler gehören alle 15 
BdSt-Landesverbände als Mitglied an. Die wichtigsten Arbeitsfel-
der des Bundesverbands sind die Steuer- und Finanzpolitik des 
Bundes und der EU. 

Vorstand und Mitarbeiter des Bundesverbands unterstützen die 
Arbeit des Bundes der Steuerzahler Hessen in vielen steuer- und fi-
nanzpolitischen Themen. So ist der Austausch von Informationen,
Fachwissen und Meinungen eine wesentliche Grundlage des Er-
folgs für den BdSt Hessen.

Bundesverband und Deutsches Steuerzahlerinstitut
Die Grundlagen für die Arbeit des BdSt werden vom Deutschen 
Steuerzahlerinstitut des Bundes der Steuerzahler Deutschland e.V. 
(DSi) erarbeitet. Stellungnahmen, Analysen und fachlicher Rat
des DSi sind eine wertvolle Bereicherung für den Bundesverband 
und für die einzelnen Landesverbände. Das DSi veröffentlicht nicht 
nur eigene Schriften, sondern bringt den Sachverstand des BdSt 
auch in Stellungnahmen für politische Ausschüsse und das Bun-
desverfassungsgericht ein. 

Der Vorstand des BdSt Hessen bedankt sich an dieser Stelle herzlich 
bei den Mitarbeitern des DSi und des BdSt Deutschland.

BdSt Deutschland
Den Vorstand des Bundesverbands bildeten im Berichtsjahr:

	► Präsident			   Reiner Holznagel
M.A.,
Berlin

► Stellvertreter des Präsidenten Rik Steinheuer
Rechtsanwalt 
Solingen

► Weitere Vizepräsidenten		 Michael Jäger
Dipl-Kaufmann
Neubiberg

Bernhard Zentgraf
Dipl.-Volkswirt
Hannover

Eike Möller
Dipl.-Volkswirt 
Filderstadt

Deutsches 
Steuerzahlerinstitut
Im Berichtsjahr bildeten den Vorstand des Instituts:

	► Vorsitzender			   Reiner Holznagel
M.A.,
Berlin

► Stellvertretender Vorsitzender Rik Steinheuer 
Rechtsanwalt 
Solingen	

► Weitere Vorstandsmitglieder	 Eberhard Kanski
Dipl-Volkswirt
Ratingen

Bernhard Zentgraf
Dipl.-Volkswirt
Hannover
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Arbeitskreise
des Bundesverbands
Regelmäßig treffen sich Fachreferenten und Vorstandsmitglieder
der Landesverbände, des Bundesverbands und des Deutschen Steuerzahlerins-
tituts zu den Arbeitskreisen Haushalt, Steuern, Arbeit und Soziales sowie Wer-
bung und Öffentlichkeitsarbeit. Bei diesem Erfahrungs- und Meinungsaus-
tausch werden Empfehlungen für Vorstandsentscheidungen erarbeitet.

Arbeitskreis Haushalt
Die zentralen haushaltspolitischen Themen sind Anliegen des Arbeitskreises Haushalt. Im Mittelpunkt steht hier 
vor allem die aktuelle und künftige Verschuldung der öffentlichen Haushalte. Der Arbeitskreis erarbeitet konkrete 
Vorschläge zum Abbau der Verschuldung, kritisiert die teilweise verfehlte Subventionspolitik des Bundes und legt 
den Finger in die Wunde, wenn es um die Verschwendung öffentlicher Mittel geht. In dieser Funktion zeichnet er 
auch für das Schwarzbuch verantwortlich. In Zusammenhang mit der öffentlichen Verschuldung kritisiert das 
Gremium auch die aus Steuergeld finanzierten Privilegien von Beamten und Abgeordneten – insbesondere deren 
Altersversorgung – und hinterfragt die Art und Weise der Politikfinanzierung.

Arbeitskreis Steuern
Der Arbeitskreis Steuern widmet sich aktuellen Fragen zu steuerpolitischen Gesetzentwürfen und Verwaltungs-
anweisungen. Die Bewertung und Einschätzung sowie konkrete Vorschläge für Verbesserungen und Erleichterun-
gen für die Steuerzahler sind seine zentralen Aufgaben. Mindestens ebenso wichtig ist jedoch auch die Bewer-
tung der gesellschaftspolitischen Folgen steuerpolitischer Vorhaben seitens der Politik. Diskutiert werden dabei 
beispielsweise die Corona-Hilfe, die Reform der Grundsteuer, die Abschaffung des Solidaritätszuschlags, die Un-
ternehmensbesteuerung, die unterschiedlichen Bearbeitungszeiten von Einkommensteuererklärungen, Zinsen 
im Steuerrecht, die Möglichkeiten zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens sowie zur Steuervereinfa-
chung.

Arbeitskreis Arbeit und Soziales
Der Arbeitskreis Arbeit und Soziales hat es sich zum Ziel gesetzt, Belastungen von Bürgern und Unternehmen 
durch die sozialen Sicherungssysteme, praxisferne gesetzliche Regelungen und immer neue bürokratische Rege-
lungen einzudämmen. Ein besonderer Fokus liegt auf Entwicklung, Struktur und Effizienz der Sozialausgaben und 
-leistungen, möglichen Beitragssenkungspotenzialen sowie den rentenpolitischen Pläne der Parteien.

Arbeitskreis Werbung und Öffentlichkeitsarbeit
Ein Verband lebt von seinen Mitgliedern und seiner Öffentlichkeitsarbeit. Um die Bedeutung des Bundes der Steu-
erzahler zu stärken, müssen die Mitglieder für seine Arbeit begeistert und neue Unterstützer geworben werden. 
Dafür legt der Arbeitskreis Werbung und Öffentlichkeitsarbeit die Grundlagen. Regelmäßig erörtern Vertreter der 
Landesverbände und der Bundesgeschäftsstelle zentrale Sachverhalte. Im Fokus stehen dabei die Fragen: Wie er-
weitern wir unseren Mitgliederkreis? Welche neuen Serviceleistungen können wir anbieten? Wie kommunizieren 
wir zeitgemäß und gleichzeitig altersgerecht? Und welche Medien nutzen wir dazu? Zum Aufgabenbereich des 
Arbeitskreises gehören außerdem die Planung und Organisation von öffentlichkeitswirksamen Kampagnen und 
imagebildenden Maßnahmen.
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